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Ihr Wissen wächst. Ihre Ideen gedeihen. 
Der Grund: Journalismus, der sich kein Blatt 
vor den Mund nimmt.

Die Zeitung für Leserinnen
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W Während die Politik das Spiel fortsetzt, Flüchtlinge als Sicherheitsri-
siko und kulturelle Bedrohung Österreichs hochzuschaukeln, und die 
SPÖ vor den Burgenland-Wahlen mit ihrem Anti-Auff anglagerrefl ex die 
Wahlschäfchen ins Trockene bringen will, rechnet Philipp Sonderegger in 
der Rubrik Handlungsbedarf vor, dass lediglich zwölf Personen auf nur 
eine Betreuungsstelle kämen, würden  Massenlager wie Traiskirchen ge-
schlossen und statt dessen in jedem Bezirk Österreichs Betreuungsstel-
len eingerichtet. Zwölf Asylsuchende pro Bezirk wären, so nebenbei, ide-
al für das Credo der „Integration“. Vielleicht wird diese politisch aber gar 
nicht so gewünscht, wie Christa Zöchlings zeitgeschichtliche Betrach-
tung zeigt. Schon kurz nach der Ungarnkrise hatte das hilfsbereite Ös-
terreich genug von den „Parasiten“, wie Medien damals titelten. Zöch-
ling zeigt auf, wie die österreichische Politik schon seit der Monarchie vor 
hundert Jahren zwischen Deutschtümelei und Fremdenhass irrlichtert. 
Diese Entwicklung erfuhr jüngst eine Beschleunigung. Wurde die Haider-
FPÖ für ihre „Überfremdungs“-Rhetorik noch scharf kritisiert, dürft e der 
rechte Kurs von damals sich heute zur politischen Mitte geformt haben. 
Diesen Schluss zieht Andreas Peham, der bei den beiden Großparteien 
einen neuen rechten Konsensdiskurs erkennt.  
Aus Menschen, die insbesondere mit Angst und xenophoben Mustern 
auf sozialen Wandel reagieren, hat der Zürcher Soziologe in einer inte-
ressanten Studie die Gruppe der „Traditionalisten“ herausgefi ltert. Ca-
thren Müller klärt im Gespräch mit Stolz, wer sie sind und wie sich über 
Traditionalismus nationale Gemeinschaft  bilden lässt. Rückwärtsge-
wandte politische und soziale Muster erleben also eine neue Konjunk-
tur, in der rechtskonservative PolitikerInnen mit der Heilsversprechung 
der „homogenen“Gesellschaft  (die es freilich nie gab) kräft ig punkten. 
Das hat uns, Sorry, auch zum ironischen Titel dieses Dossiers verleitet: 
„Früher war’s besser“.

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO EDITORIAL

Einstieg MO#17

Lebkuchenherz-Gesellschaft: Durch „Ausländer-rausschmeissen“ zurück in eine 
„homogene“ Gesellschaft, die es nie gab.

Bild: Karin Wasner
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In der Monarchie mussten Zuwandernde aus den 
Kronländern einen Eid auf den „deutschen Charak-
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Sozialer Aufstieg
Interview mit Michael Hart-
mann
Liebe MO-Redaktion,
das Interview mit dem Eliten-
forscher Michael Hartmann hat 
eine brisante Pointe. Behauptet 
Hartmann tatsächlich, dass hö-
here Bildung nicht zu sozialem 
Aufstieg verhelfe. Dank der glä-
sernen Decke bleibt in der Ge-
sellschaft  anteillos, wer nicht zu 
wirtschaft lichen oder (partei-)
politischen Eliten, zur Upper-
class oder zum gehobenen (aka-
demischen) Bildungsbürgertum 
gehört. Bildung ist laut Hart-
mann einfach überschätzt und 
scheint als politisches Univer-
salschlagwort seine reale Wir-
kung zu verfehlen. Würde man 
nicht wissen, wer der Soziologe 
Hartmann ist, könnte man mei-

nen, es mit einem besonderen 
Zyniker zu tun zu haben.  Tat-
sächlich sollte die Analyse die 
Politik zum Nachdenken anre-
gen, ob in Österreich tatsächlich 
noch jedem/jeder alle Optionen 
off en stehen. Deshalb: Gratula-
tion, dass hier einmal ein wohl-
feil überliefertes Dogma durch-
brochen wurde, nach dem jeder 
Mensch nur individuellen Willen 
und Leistung einbringen müsse. 
So deutlich hat die Chancenlo-
sigkeit vieler Menschen noch 
niemand ausgesprochen!
LG, Gernot Reichert, Wien,
per Email

Sozialer Aufstieg 2
Interview mit Michael 
Hartmann
Freunde,
ich weiß nicht, welche Intention 
Herr Hartmann verfolgt, Paro-

len der Mutlosigkeit auszugeben. 
Tatsache ist, dass in Österreich 
genügend so genannte soziale 
Aufstiege in der Nachkriegszeit 
erfolgten. Das heißt: Familienvä-
ter und –mütter, deren Bildungs-
niveau deutlich unter ihrem spä-
ter erreichten Lohnniveau lag, 
die also von den Entwicklungs-
möglichkeiten in eine neue Mit-
telschicht dieses Landes profi -
tierten. Ich denke, das gilt für 
Deutschland nicht anders. Erin-
nert sei an Bundespräsident Kle-
stil, der Sohn eines Straßenbah-
ners war; oder an Vizekanzler 
Molterer, dem Sohn von Bauern. 
Die Rede von der Elite, die das 
Land regiert wie im Feudalismus 
die Aristokratie entspricht nicht 
unseren Realitäten.
Hans Lemberger, Wien,
per Email

MO
Wem gehört Österreich?
Schnitzelland ist angebrannt, 
möchte man zu eurem Cover ru-
fen! Ich kannte MO zuvor nicht, 
hatte es bei einem Straßenkäu-
fer einfach mal so gekauft . Guter 
Perspektivenwechsel auf ein me-
dial wiederkehrendes Th ema, 
schönes Heft !
Evelyn Herbert, per Email

Soziale Hängematte 
Banken verpfl ichten
Die Prognose der Autoren, dass 
die Banken sich am schnellsten 
wieder von ihren Verlusten er-
holen und am schnellsten wie-
der Gewinne einfahren wer-
den, hat sich bestätigt. Die vier 
größten Banken der USA ha-
ben sich bereits Anfang Dezem-
ber wieder als satte Gewinner 
des staatlichen Stützungskurses 
präsentiert, und sämtliche Kre-
dite zurückbezahlen können. 
Anzunehmen, dass das gleiche 
auch für die größten Bankhäu-
ser Österreichs gilt. Dass pri-
vaten Schuldnern eine derar-
tige Entschuldungshilfe durch 
den Staat nicht möglich ist, und 
dass des weiteren die sanierten 
Banken klein- und mittelstän-
dischen Unternehmen mit Hin-
weis auf die Finanzkrise oft  kei-
ne Kredite geben, ist dabei eine 
bittere Note. Vielleicht sollten 
sich die Regierungen nicht al-
lein über Boni-Zahlungen und 
moralische Verwerfl ichkeit ab-
gehobener Managergehälter 
verbreitern, sondern die groß-
en Bankhäuser verpfl ichten, die 
reale Wirtschaft  und ihre vielen 
kleineren Unternehmen besteht 
– verpfl ichtend mit Darlehen 
zu stützen, wenn das die Wirt-
schaft slage verlangt. Es wurde 
ihnen selbst ja auch geholfen.
Mit freundlichen Grüßen, 
Günther Knapp, Wien,
per Email

Wo wurde diese Ausgabe von MO gesehen?
Schreiben Sie an redaktion@momagazin.at. Zu gewinnen gibt’s ein Gratisabo vom 
mo, Magazin für Menschenrechte.
Bild: Karin Wasner



Ein Kontinent – viele Gesichter
Im Sommer 2010 findet eine Premiere statt: Erstmals wird die Fußball-
Weltmeisterschaft in einem afrikanischen Land ausgetragen, nämlich in 
Südafrika. Etwa 1,5 Milliarden Menschen werden die Spiele verfolgen 
und dabei neue Seiten Afrikas kennenlernen.

Um positive, überraschende und differenzierte Bilder unseres Nachbar-
kontinents geht es auch bei der Initiative Ke Nako Afrika – Afrika jetzt! 
Unter diesem Motto werden in den nächsten Monaten österreichweit 
zahlreiche Veranstaltungen und Aktionen von Bildungs-, Kultur- und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen stattfinden. 

Die Bandbreite reicht von Aktionen für Schulen über Diskurse und Dialog-
angebote bis hin zu Medienprojekten, Filmen, Musikprogrammen, 
künstlerischen Interventionen im öffentlichen Raum sowie Aktivitäten 
rund um Sport und Fußball.

Afrika hat viele Gesichter – 
lassen auch Sie sich überraschen! 
www.kenako.at
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Koordiniert vom vidc und der Afrika Vernetzungsplattform in Zusammenarbeit mit der Austrian Development Agency. 
Gefördert durch die Österreichische Entwicklungszusammenarbeit.

MENSCHENRECHTE

Kontakt SOS Mitmensch
Kontakt. Das Programm für Kunst 
und Zivilgesellschaft der Erste Bank

www.kontakt.erstegroup.com
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FLÜCHTLINGE

Suhlen in Eberau
Kleinere Einheiten bei der Unterbringung würden Asylsuchenden gut tun und die aufgewiegelte Volksseele besänftigen. Doch 

Innenministerin Maria Fekter und die Bundesregierung setzen auf Isolation in Massenlagern.

Faymann sieht Eberau nicht im Süden; Fekter will Asylsuchende isolieren. 

Wer sich mit den Schweinen im Dreck 
suhlt, braucht sich über gerümpft e Nasen 
nicht zu wundern. Seit Jahr und Tag vermag 
die Staatsspitze in Asylsuchenden nichts 
anderes zu erkennen als ein „Sicherheits-
problem“, „eine Belastung“, die es „einzu-
dämmen“ gilt. ÖVP und SPÖ wollen den 
rollenden Angriff en von FPÖ und BZÖ den 
Wind mit „entschiedenem Vorgehen gegen 
Asylmissbrauch und Kriminaltourismus“ aus 
den Segeln nehmen. Jetzt, da sich die Bevöl-
kerung von Eberau dagegen wehrt, ein Asyl-
Massenlager untergejubelt zu bekommen, 
gibt sich Innenministerin Maria Fekter bass 
erstaunt. Forsch fordert sie für ihren Crash-
Kurs Solidarität von Caritas & Co ein – von 
jenen Hilfsorganisationen, die sie gerade 
erst aus der Schubhaft betreuung gedrängt 
hat. Der bauernschlaue SP-Kanzler Werner 
Faymann zankt derweil – vor den Wahlen 
im März auf burgenländische Stimmen be-
dacht – eher kindisch, ob Eberau im Süden 
oder Osten des Landes liegt.

Schlimmer noch: Mit sicherem Griff  ha-
ben die InnenministerInnen der vergangenen 
Jahre dafür gesorgt, dass das Asylwesen eine 
gute Angriff sfl äche für die extreme Rech-
te bleibt: überlastete Asylbehörden und in 
der Folge exzessiv lange Verfahren, unzurei-
chende Grundversorgung von Flüchtlingen 
mit Konsequenzen wie Obdachlosigkeit und 
Verelendung, sowie ein überbelegtes Mas-
senlager in Traiskirchen, in dem Menschen 
zu Hunderten eingepfercht wurden wie Vieh. 
Es ist keine fünf Jahre her, dass es in Trais-
kirchen zu Massenschlägereien kam, weil das 
Lager mit 1500 Personen um das Doppelte 
überbelegt war.

Dabei läge die Lösung längst am Tisch: 
Mit einer Betreuungsstelle in jedem Bezirk 
Österreichs wären pro Einheit gerade einmal 
12 Personen (Stand Nov 2009) zu betreuen. 
Trägt man dem Umstand Rechnung, dass 
Flüchtlinge selbst bei optimaler Betreuung 
auf ihre Netzwerke zurückgreifen können 
sollten, empfi ehlt es sich, 15 bis 20 Standorte 

in Ballungszentren mit einer Kapazität von 
40 bis 80 Personen ins Auge zufassen.

Diese Variante wird von Fekter und ihrer 
Asylbürokratie abgelehnt, da sie nichts mehr 
fürchten, als Kontakt zwischen Flüchtlingen 
und der Bevölkerung. Seit im Jahr 2008 dut-
zende Orte um ein Bleiberecht für gut inte-
grierte Gemeindemitglieder gekämpft  ha-
ben, setzt Innenministerin Fekter voll auf 
die Isolation von Asylsuchenden: Einsper-
ren von Asylsuchenden bei gleichzeitiger 
Ausschaltung unabhängiger Kontrolle durch 
Hilfsorganisationen; ein Betretungsverbot 
von Bundesbetreuungsstellen, das Journa-
listInnen und NGOs das Betreten von Be-
treuungsstellen bei Strafe untersagt; eine 
Bezirksbeschränkung für Asylsuchende, die 
die freie Anwaltswahl behindert sowie ein 
neues Kompetenzzentrum für so genannte 
„aufenthaltsbeendende Maßnahmen“ fern-
ab von kritischen NGOs sollen Asylsuchen-
de vor neugierigen Blicken der Öff entlichkeit 
verbergen. phs
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Einstieg/MO#17

VOM SÜDEN LERNEN

Das Gesicht zur Faust geballt
Neujahrsvorsatz der anderen Art: Bewusster Blickkontakt könnte ihre Lebens-

qualität verbessern. Sowie die ihrer Mitmenschen.

TERRORISMUS

Demut vor dem Herrn
Ein kühler Kopf ist die beste Anti-Terror-Strategie.

Er werde die Schuldigen zur Verantwor-
tung ziehen, kündigte der US-amerikanische 
Präsident Barack Obama an, nachdem es 
einem Attentäter gelungen war, in der Un-
terhose eine Pulver-Bombe in ein Flugzeug 
zu schmuggeln. Obama ist vom Streit um 
die Gesundheitsreform schwer angeschla-
gen, dass er sich nun auf menschliches Ver-
sagen einschießt, könnte eine Strategie sein, 
um politischen Druck auf weitere gesetzliche 
Verschärfungen abzuwenden. Wo Schuldige 
gefunden werden, gibt es kein strukturelles 
Problem. 

Ein wahlkämpfender Obama mit freiem 
Rücken hätte da vielleicht noch ganz anders, 
off ensiver gesprochen: „Leute, wir tun alles 
was wir können, oft  greifen wir mit den ge-
troff enen Sicherheitsmaßnahmen schon so 
weit in Grundrechte ein, dass wir eigentlich 
wieder vieles zurücknehmen sollten. Denn 
eines ist klar: Jedes noch so dichte geheim-
dienstliche Netz wird Anschläge letztlich 
nicht zu 100 Prozent verhindern können.“

Der Terror wirkt: Einige Tausend Opfer 
punktueller Anschläge in Krisenregionen 
jährlich verbreiten einen derartigen Schre-

cken, dass Menschenrechte in den USA – 
und auch anderswo – exzessiv eingeschränkt 
und Milliarden für Gegenmaßnahmen aus-
gegeben werden. (Demgegenüber nehmen 
sich die Anstrengungen etwa gegen Ver-
kehrsunfälle, die laut WHO weltweit jähr-
lich 120 Millionen Tote  ausmachen, eher 
zurückhaltend aus.) Wir sollten uns damit 
abfi nden, dass sich Terror-Tote nie ganz ver-
hindern lassen. Aber wir können verhindern, 
dass Terror zum antidemokratischen Sieges-
zug wird, indem wir selbst kühlen Kopf be-
wahren. phs

Wer sich auf Reisen wundert, wie in süd-
ostasiatischen Millionenstädten wie Mani-
la der Verkehr ohne Ampel und Verkehrs-
zeichen in geordneten Bahnen fl ießt, wird 
alsbald auf eine Kulturtechnik stoßen, die 
in Mitteleuropa scheinbar längst ausgedient 
hat: der öff entliche Blickkontakt. Langsam 
gleiten die Fahrzeuge in die Kreuzung. Nach 
dem Reissverschlussprinzip fährt, wer kein 
anderes Fahrzeug vor sich hat. Was den Zu-
gang zur Kreuzung zwar nicht so gerecht 
wie eine Ampel gestaltet, macht den Ver-
kehr insgesamt deutlich fl üssiger und setzt 
zweierlei Dinge voraus: Blickkontakt und 
Rücksichtnahme. Österreichs Verkehrsteil-
nehmerInnen ringen dagegen scheinbar je-
der noch so kurzen Strecke Sekunden ab, 
um an der nächsten Ampel wieder zu ste-
hen. FußgängerInnen in Österreichs Groß-
stadt jagen geradezu durch die Straßen, das 
Gesicht zur Faust geballt. Wer links oder 
rechts schaut, hat schon verloren. Hier ein 

lästiger Spendenkeiler, dort die organisierte 
Bettlermafi a - bloß keine Freundlichkeiten. 
Und weg hier. Selbst in der U-Bahn werden 
die peinlichsten Verrenkungsmanöver be-
trieben, um Blickkontakt zu vermeiden. 

Es ist bedenklich, wenn der öff entliche 

Raum als feindlicher Ort erlebt wird und nur 
mehr rasend durchquert werden kann. Hier 
begegnen wir den Menschen, deren Schicksal 
wir als BürgerInnen dieses Landes teilen, un-
vermittelt. Gewinnen Sie Ihren öff entlichen 
Raum zurück. Blicke sind ein Anfang. phs
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Wer niemand vor sich hat, fährt.
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Dossier/MO#17

Die Abwehr von „Fremden“ hat in Österreich lange Tradition. 
Schon Zuwandernde aus den Kronländern der Monarchie mus-
sten einen Eid auf den „deutschen Charakter der Stadt“ ablegen. 
Die nunmehr geforderten Deutschkenntnisse im Gepäck von 
ZuwanderInnen verwundern insofern nicht.

Text: Christa Zöchling

Heile Welt: Wien war nie anders.

W ien war nie anders. Oder Kärnten. 
Oder das Burgenland, wie sich 
jetzt herausstellt. Wollten vor 

einem Jahrhundert die ZuwanderInnen aus 
den Kronländern der Moncharchie in der 
Reichshauptstadt Wien das Heimatrecht er-
halten, mussten sie einen Eid ablegen. Der 
Schwur, der ihnen abgepresst wurde, ver-
pfl ichtete sie, den „deutschen Charakter der 
Stadt“ zu fördern. 
Heute sollen ZuwanderInnen aus fremden 
Ländern schon bei der Einreise nach Öster-
reich einen Nachweis ihrer Deutschkennt-
nisse im Gepäck führen. So sieht es jeden-
falls ein Entwurf des von der ÖVP geführten 
Innenministeriums vor. Die Wiener SPÖ 
lässt auf ihre Art grüßen. Sie pocht auf die 
Einhaltung einer so genannten „Hausord-
nung“, wie ihre Plakate im anschwellenden 
Landtagswahlkampf dokumentieren.

Inlandsarbeiterschutz 
Die Neigung zum Sozialchauvinismus und 
die Fügung unter das Autoritäre, das vemeint-
lich naturgegebene Recht des Eigenen gegen-
über dem Fremden ist in der Tiefenstruktur 
der österreichischen Seele zu suchen. Ver-
mutlich gründet diese Mentalität im Viel-
völkerstaat und dem beschämend kleinen 
deutschen Rest, der nach dem Zusammen-
bruch des Habsburgerreichs übrig geblieben 
ist. Dazu passt die fast schon banale histo-B
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österreichischen Bevölkerung wurden sie 
anfangs mit großer Herzlichkeit und Hilfs-
bereitschaft  aufgenommen. Sie waren vor 
sowjetischen Panzern gefl ohen und ver-
dienten nach Ansicht der öff entlichen Mei-
nung alle Solidarität. Doch das änderte sich 
rasch. Schon nach wenigen Wochen war in 
Zeitungskommentaren von „Parasiten“ des 
österreichischen Wohlfahrtsstaates zu lesen. 
ÖVP-Bundeskanzler Julius Raab meinte im 
Ministerrat, die Leute würden „schon ganz 
wild wegen der ganzen Flüchtlingsgeschich-
te. Wir können nicht die Wohltäter für die 
ganze Welt spielen.“ Am Ende blieb nur je-
der zehnte Ungarnfl üchtling in Österreich. 
In der Schule, am Arbeitsplatz und bei der 
Anerkennung ihrer Qualifi kationen war ih-
nen das Volk und die Bürokratie nicht mehr 
so wohl gesonnen wie in den ersten Tagen. 
Der Sozialpsychologe Hans Strotzka, der mit 
einer Studie über die Ungarnfl üchtlinge be-
auft ragt wurde, kam zum Schluss, dass die 
emotionale Zuwendung der Österreiche-
rInnen nur so lange vorhielt, als die Flücht-
linge das von ihnen erwartete Verhalten 
hilfl oser Kinder an den Tag legten. „Wenn 
Flüchtlinge jedoch im gleichen Espresso ver-
kehrten, im gleichen Geschäft  unter Um-
ständen einmal etwas Besonderes kauft en,  

rische Beobachtung, dass die Hetze gegen 
bestimmte Menschengruppen immer dann 
auffl  ammt, wenn sie im öff entlichen Raum 
zwar sichtbar, jedoch ohne gesellschaft liche 
Repräsentanz und ohne politischen Einfl uß 
in einem Staatsgefüge leben. 
Das geschürte Feuer der Konkurrenz ist 
meist eine Chimäre, ein Propagandain-
strument für den Populismus der Wohlha-
benden. Die ArbeiterInnenbewegung ist von 
diesem Geist ebenso erfasst wie konserva-
tive Parteien, bisweilen sogar stärker, näm-
lich dann, wenn es um soziale Fragen – um 
Arbeit, billigen Wohnraum, staatliche Zu-
schüsse – geht.
In der Ersten Republik war der Schutz der 
österreichischen ArbeiterInnen vor auslän-
dischen KollegInnen traditionell den Ge-
werkschaft en vorbehalten. Gegen den Wil-
len der Unternehmerverbände setzten sie 
das sogeannte „Inlandsarbeiterschutzgesetz“ 
durch.  Die Nationalsozialisten mit ihrer un-
menschlichen Unterscheidung von Lebens-
wertem und Nicht-Lebenswertem erließen 
dann auch besondere Bestimmungen zum 
„Arbeitseinsatz von Fremdarbeitern“. Es 
mag erstaunen, dass dieses Gesetz den Zivi-
lisationsbruch überlebte. Es war weit in die 
70er Jahre hinein gültig.

„Parasiten“ des Wohlstands
In den späten 40er und 50er Jahren waren 
zigtausende Flüchtlinge in Österreich ge-
strandet und in den sogannten Lagern für 
Displaced Persons unter elenden Bedin-
gungen zusammengepfercht worden: Über-
lebende der Konzentrationsager, Juden, po-
litische Gefangene und Vertriebene. Damals 
regte sich der Volkszorn vor allem gegen ost-
europäische jüdische Flüchtlinge, von de-
nen der damalige SPÖ-Innenminister Oskar 
Helmer behauptete, sie würden Österreich 
„überfl uten“.
Im Winter 1956/57 fl üchteten rund 200.000 
Ungarn nach Österreich, vor allem jun-
ge Männer und junge Familien, meist gut 
ausgebildete FacharbeiterInnen, Angehö-
rige akademischer Berufe, Ärztinnen, An-
wälte, Techniker und Intellektuelle. Von der 

„DIE LEUTE SIND SCHON 
GANZ WILD WEGEN DER 

GANZEN FLÜCHTLINGSGE-
SCHICHTE. WIR KÖNNEN 

NICHT DIE WOHLTÄTER FÜR 
DIE GANZE WELT SPIELEN.“ 

JULIUS RAAB KURZ NACH DER UNGARNKRISE

Heimische Küche: erzeugt nationale Identität. 
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Antrags konnte zum Verhängnis werden. 
„Strukturbereinigung“ des Gastarbeiterpro-
blems, so wurde das in den Erläuterungen 
zum Gesetzestext damals genannt.
Selbst ein Unwort wie „Überfremdung“ ent-
sprang der Bürokratie der sozialdemokra-
tischen Verwaltung in Wien. Ausländische 
Familienväter, selbst wenn sie schon dut-
zende Jahre in Österreich gearbeitet hatten, 
wurden schon einmal mit der Begründung, 
der „Grad der Überfremdung“ sei bereits 
überschritten, in ihre Herkunft sländer zu-
rückgeschickt. Und ihre Familien mit ih-
nen. 
Bei Kommunalwahlen feierten die Freiheit-
lichen mit dem Ausländerthema trotzdem 
einen Erdrutschsieg nach dem anderen. In-
nerhalb der SPÖ wurde gestritten, ob man 
der Stimmung gegen Ausländer nachgeben 
oder sie bekämpfen solle. Die Kontrahen-

tInnen einigten sich auf die Floskel, die Äng-
ste der Menschen seien „ernst zu nehmen“ 
und gaben sich der irrigen Hoff nung hin, 
das Einfallstor der Populisten werde sich ir-
gendwann von selbst schließen. Vereinzelt 
gab es Bemühungen, den durchwegs krausen 
Behauptungen der FPÖ, Ausländer bekämen 

von dem, was sie an Steuern zahlten, ein 
Vielfaches an Sozialleistungen zurück und 
billigste Gemeindewohnungen obendrein, 
mit Sachargumenten zu begegnen. Doch das 
blieben einsame Rufe der Vernunft . 
In der Wirklichkeit hat sich die Politik al-
ler Parteien – bis auf die Grünen, das soll zu 
ihrer Ehrenrettung erwähnt werden – nicht 
über die Stimmung am Stammtisch erho-
ben.
Neuerdings wird das am – äußerst fahrläs-
sig geplanten – Asylaufnahmezentrum im 
Südburgenland vorgeführt. SPÖ-Landes-
hauptmann Hans Niessl macht aus der ko-
chenden Anti-Ausländerstimmung einen 
Wahlkampfschlager, in der Erwartung, bei 
den kommenden Landtagswahlen die abso-
lute Mehrheit zu erringen. Der ÖVP-Bürger-
meister von Eberau, der zuerst für das Asyl-
zentrum war, ist nun auch dagegen.
Dabei sollten es die BurgenländerInnen ei-
gentlich besser wissen. In keiner anderen 
Region Österreichs gab es vor einem Jahr-
hundert eine solch massenhaft e Auswande-
rung nach Amerika wie im Südburgenland. 
Bis 1914 waren 170.000 BurgenländerInnen, 
verarmte Bauern und Handwerker, nach wo-
chenlanger Schiff spassage bei New York auf 
Ellis Island gelandet, um in der neuen Hei-
mat eine neue Existenz zu fi nden: tapfere 
Wirtschaft sfl üchtlinge.

Christa Zöchling ist Redakteurin des österrei-
chischen Nachrichtenmagazins „profi l“.

so zeigte sich nach Strotzka „eine fast gesetz-
mäßige Aggression“.
Ende der 1960er  und Anfang der 1970er 
Jahre kamen abermals massenhaft  Fremde 
in die Bundeshauptstadt. Gastarbeiter aus 
Anatolien und Serbien wurden aus Zügen 
und Bussen am Wiener Südbahnhof ausge-
laden und von den Firmen, die sie angewor-
ben hatten, in Barackensiedlungen nahe den 
Großbaustellen verfrachtet. Ihr Aufenthalts-
recht war an die Arbeit im jeweiligen Betrieb 
gebunden, selbst ein Wohnungswechsel oder 
eine Weiterqualifi zerung war nicht möglich. 
Wollten sie einen Deutschkurs besuchen, so 
mussten sie das auf eigene Kosten tun, nach 
einem anstrengenden Arbeitstag. Integrati-
on war nicht erwünscht.
Als 1973 die weltweite Rezession auch in Ös-
terreich spürbar wurde, forderten die Ge-
werkschaft en vehement die Rückführung 
der Fremden. Viele blieben nach langen Jah-
ren der Arbeit und genügsamen Lebens den-
noch in Österreich, holten Frauen und Kin-
der nach, von denen sich der kleinere Teil 
aus prekären Verhältnissen hocharbeitete. 
Anders als in Deutschland durft en öster-
reichische GastarbeiterInnen nicht als Be-
triebsräte kandidieren. Das Gesetz wurde 
erst 2006 geändert. 

Strukturbereinigung
Als Jörg Haider in den 80er Jahren seine er-
sten Anti-Ausländerkämpfe als FPÖ-Chef in 
die rhetorische Frage kleidete, ob es denn 
notwendig sei, „dass wir bei 140.000 Ar-
beitslosen 180.000 Ausländer im Land ha-
ben“, war der Boden schon vorbereitet. Dem 
Zustrom rumänischer und polnischer Wirt-
schaft sfl üchtlinge nach dem Zusammen-
bruch des Kommunismus 1989 begegneten 
auch die Parteien der großen Koalition, SPÖ 
und ÖVP, mit Härte. Massenabschiebungen 
von Rumänen in plombierten Zügen und 
Bussen scheiterten zwar am öff entiichen 
Widerstand, der eine oder andere Transport 
fand dennoch statt.
Die sozialdemokratisch geführte Regierung 
beschloss ein neues Aufenthaltsgesetz, das 
keine bürokratische Bosheit ausließ, die man 
sich gegen Menschen ausdenken kann. De-
kretiert wurden 10 Quadratmeter pro Kopf 
und wenn eine Großfamilie nicht den ge-
forderten, angeblich „ortsüblichen“ Wohn-
raum nachweisen konnte, wurde der An-
trag abschlägig beschieden. Wer zu wenig 
verdiente oder von Sozialhilfe lebte, hatte 
ebenfalls keine Chance, hier zu bleiben. Ein 
lächerlicher Formfehler beim Ausfüllen des 

DIE KONTRAHENTINNEN 
EINIGTEN SICH AUF DIE 

FLOSKEL, DIE ÄNGSTE DER 
MENSCHEN SEIEN „ERNST 

ZU NEHMEN“.

Strukturbereinigung: Tradition statt Überfremdung 
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Illustration: Petja Dimitrova

ZUR PERSON

Andreas Görg
Andreas Görg ist Mitglied von 
ENARA, European Network 
Against Racism Austria.

E inige dieser im „Kulturkampf “ engagierten 
Menschen verorten sich in der politischen 
Mitte, manche sogar links davon. Die Kopf-

tuchdebatte zeigt, wie dünn der Boden demokra-
tischer und menschenrechtlicher Prinzipien tat-
sächlich ist. Quer durch alle Schichten erhitzt das 
vertraute Fremde die Gemüter. Die Rechten wollen 
das Fremde und die Fremden insgesamt rauswer-
fen (oder Schlimmeres), die mittelinks-liberalen 
KulturkämpferInnen wollen das Fremde verbieten, 
wollen den Menschen das Fremde gleichsam aus-
ziehen. Die besonders mainstreamgerechte Attrak-
tivität der Kopft uchdebatte im Kreis der kulturali-
sierenden Diskurse kommt auch daher, dass dieses 
Ausziehen so einfach erscheint. 

Dreimal Ätsch!
Über Kopft uch und Islam mag ich erst reden, wenn 
vorher ausgiebig der Katholizismus und Religion 
im Allgemeinen und pseudolinke Religionsfeind-
lichkeit kritisiert wurde, und wenn Leute an der 
Diskussion beteiligt sind, die sich zum Islam be-
kennen. Da das nie passiert, bleibt unterm Strich 
immer Islamfeindlichkeit übrig. Daher sind solche 
Diskussionen primär peinlich. Je intelligenter die 
Kulturkämpfenden, desto peinlicher. Diese Debat-
ten sind doch wirklich verzichtbar. Hey! Wir ha-
ben echte Probleme auf dieser Welt! Abgesehen 
davon zementiert der Kulturkampf gesellschaft -
liche Spaltungen und Machtasymmetrien, verstär-
kt also letztlich genau das, was er kritisiert. Ätsch! 
So kommt es, dass das minoritäre Kopft uchtragen 
zum symbolischen Widerstand gegen die Kopf-
tuchdebatte im Mainstream wird. Doppelt Ätsch! 
Tja, so leicht lässt sich angeblich unterdrückten 
Frauen ein emanzipatorischer Akt unterstellen. 
Dreimal Ätsch! 

Lust am Ausrichten
Alle diese Zuschreibungen von außen, so wohlmei-
nend sie auch sein mögen, sind Akte der Fremd-

defi nition und somit zutiefst problematisch. Genau 
das macht den Kulturkampf über seine bloße Pein-
lichkeit hinaus so aufdringlich, belästigend, über-
griffi  g. Das ständige Reden über den Kopf anderer 
hinweg ist eine Zumutung. Über Nichtanwesende 
sollte nicht gesprochen werden. Zumeist passiert 
aber genau das Gegenteil. Im Ausrichten von Ab-
wesenden und im Schimpfen ohne ein sich weh-
rendes Gegenüber liegt eine besondere Lust. Das 
nach Außen gerichtete Schimpfen stellt eine basale 
– um nicht zu sagen primitive – Form der Iden-
tifi kation und Gruppenbildung dar. Das Gefühl 
des Gemeinsamen entsteht fast mechanisch durch 
das Schimpfen über Andere. Sogenannte Stamm-
tischparolen sind ubiquitär, inhaltlich vollkommen 
austauchbar und daher nicht mit Argumenten zu 
kontern. Sie haben nur den Zweck, einen gemein-
samen Feind zu fi nden. Wer mitschimpft , wird ak-
zeptiert und in das wohlige Wir der Guten und Ge-
rechten aufgenommen. Es empfi ehlt sich daher, in 
allen stammtischähnlichen off enen, auf primitive 
Mechanismen angewiesenen Situationen der Grup-
penfi ndung selbst am lautesten zu schimpfen, um 
die Basis des sich entwickelnden Wir zu bestim-
men. Jegliche anderen Interventionen schwim-
men gegen den Strom der kollektiven Lust an der 
Verschmelzung im Schimpfen. Als halbwegs kor-
rekte, weil nur wenig ohnmächtige Zielobjekte des 
Schimpfens kann ich PolitikerInnen empfehlen. 
Die ziehen immer. Großkonzerne sind als Schimpf-
thema schon zu linkslastig. 
Pikant ist das Schimpfen auf die, die immer 
schimpfen, wie ich es hier vorexerziere. Das ist in 
der Praxis ein Rütteln am Watschenbaum und nur 
gegenüber Menschen zu empfehlen, denen Refl e-
xionsfähigkeit zuzutrauen ist. Kampf dem Kultur-
kampf! Schimpf the Schimpf! 

KOMMENTAR

Wer mitschimpft, wird akzeptiert
Wozu Kopftuchdebatte? Interessant an ihr ist bestenfalls, dass sich so 

viele Menschen als wackere KulturkämpferInnen enttarnen. 

Kommentar von Andreas Görg
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H err Stolz, die Schweiz steht seit dem 
Votum gegen Minarette als fremd-
feindlich und demokratiepolitisch 

fragwürdig in Verruf. In Ihrem Buch „Sozi-
ologie der Fremdenfeindlichkeit“ haben Sie 
eine Haltung von Menschen herausgearbei-
tet, die Sie als Traditionalismus bezeichnen. 
Wer sind diese Traditionalisten?
Ich glaube nicht, dass die Schweiz ein beson-
ders fremdenfeindliches Land ist – jeden-
falls nicht mehr oder weniger als vergleich-
bar modernisierte Länder Europas. Aber zu 
ihrer Frage: Als Traditionalismus bezeichne 
ich eine Art generelle Veränderungsfeind-
lichkeit. „Traditionalisten“ sind Leute, die an 
Traditionen festhalten und gegen Verände-

rungen kämpfen, die sie in der Gesellschaft  
wahrnehmen. Der Traditionalismus macht 
sich in vielen Formen bemerkbar: Traditio-
nalisten ziehen moralisch sehr enge Gren-
zen, in kognitiver Hinsicht nehmen sie in der 
Umwelt ständig Verfallstendenzen wahr. Kul-
turell tendieren sie zu nationalen oder ande-
ren Gemeinschaft en. In diesem Sinne ist Tra-
ditionalismus ein Syndrom. 

Sind Traditionalisten also Raunzer, die für 
Populismus anfällig sind, gerne die Oppo-
sition wählen, aber sich gesellschaft lich we-
nig beteiligen? 
Nein, das muss überhaupt nicht so sein. Mit 
einer traditionalistischen Sichtweise kann 

man sehr aktiv sein und auch militant wer-
den. Im religiösen Bereich entspricht dies 
dem Fundamentalismus. Auch der Funda-
mentalismus ist eine Reaktion auf Verän-
derungstendenzen, mit denen man nicht 
einverstanden ist, die man einfach nicht hin-
nehmen will. Traditionalisten leiden nicht 
unter den Veränderungen: Sie  nehmen Ver-
änderungen oft  nicht einfach passiv hin, ver-
teidigen statt dessen die aus ihrer Sicht wich-
tigsten Werte der Gesellschaft .

Ein Element des Traditionalismus ist die 
Fremdenfeindlichkeit. Geht es in Wahrheit 
um andere Ängste, die auf Fremde proji-
ziert werden? 

FRÜHER 
FÜRCHTETE 

MAN DIE ITA-
LIENISIERUNG 
DER SCHWEIZ

In der Schweiz gibt es nur vier Minarette, 
dennoch stimmte die Bevölkerung für ein 
Verbot. Der Soziologe Jörg Stolz führt das 
auf „Traditionalismus“ zurück. Er erklärt, 
wie Angst vor Veränderungen, soziale 
Klasse und das unbekannte Fremde zum 
Sieg der Traditionalisten führten.
Interview: Cathren Müller

Fotos: Université de Lausanne 
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Projektionen und Fehlwahrnehmungen 
kommen häufi g vor. In der traditionalis-
tischen Sicht werden Bedrohungsszenarien 
aufgebaut, die in der Realität oft  keine Ent-
sprechung fi nden. In der Schweiz wurde im 
Vorfeld der Abstimmung über die Minarette 
das Szenario einer islamisierten Schweiz ge-
zeichnet. Dabei gibt es in der Schweiz nur 
vier Minarette, zwei davon schon sehr lang, 
die bislang noch niemanden gestört haben. 
Solche Fehlwahrnehmungen kommen aber 
nicht nur bei Traditionalisten vor, sondern 
auch bei politisch linken Gruppen.

Der Traditionalismus ist politisch rechts?
Ja, der Traditionalismus ist rechts, auch 

wenn er sich interessanterweise oft  in der 
politischen Mitte wähnt. 

Das „Minarettverbot“ nach der Abstim-
mung ist kein Ausdruck von Irrationali-
tät? 
Ich würde zwar sagen, dass das Volk einen 
Fehler gemacht hat, aber Irrationalität ist 
soziologisch nur schwer nachweisbar. Das 
Minarettverbot widerspricht den demokra-
tischen Grundsätzen, es ist ein diskriminie-
rendes Gesetz. Das Abstimmungsergebnis 
zeigt, dass dies dem Volk nicht deutlich ge-
nug gemacht werden konnte. Das ist ein Ver-
sagen der Politik, ebenso wie von mir und 
meinen soziologischen Kollegen. 

Inwiefern?
Wir haben ja die Aufgabe, diese etwas ab-
strakten Vorzüge der freiheitlich demokra-
tischen Grundordnung aufzuzeigen. Das ist 
eine schwierige Position, es ist leichter, vor 
Gefahren zu warnen.

Haben im Minarettstreit die Traditiona-
listen gewonnen?
Ja, das kann man so sagen. Es ging im Prin-
zip um die alte Frage nach den Fremden in 
der Schweiz. Seit den Überfremdungsdebat-
ten in den 1960er und 70er Jahren ist das ein 
konstantes Th ema. Damals sprach man von 
der Italienisierung der Schweiz und sagte, 
die Italiener seien nicht integrierbar, weil sie 

Stolz: Gegen Fremdenfeindlichkeit helfen Rechte für ZuwanderInnen 
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ganz andere Sitten hätten. Heute gelten die 
Italiener als die sympathischsten Einwan-
derer, ja sie werden gar nicht mehr wirklich 
als „Ausländer“ angesehen. Das ist mög-
lich, weil in den 1980er Jahren die Türken 
die Stelle der Italiener eingenommen hatten, 
dann kamen die Flüchtlinge aus Ex-Jugosla-
wien und im Moment sind es die Muslime. 
Die „Fremden“ werden ausgewechselt, aber 
die Idee der Welle, die über das Eigene he-
reinbricht, bleibt gleich. Neu an der aktuellen 
Debatte ist die religiöse Aufl adung.

Gibt es Ursachen für die beschriebenen 
Konjunkturen? 
Das hängt auch mit dem Anteil der jewei-
ligen Gruppe an der Einwanderung und mit 
ihrem sozialen Hintergrund zusammen. Die-
jenigen, die zuerst kommen, fangen oft  ganz 
unten in der sozialen Hierarchie an, sie be-
kommen die schlechten Jobs und können die 
Sprache am schlechtesten. Die Muslime hier 
in der Schweiz verfügen im Vergleich mit 
anderen religiösen Gruppen noch über sehr 
wenig eigene Ressourcen, sie haben auch 
keine nennenswerte politische Elite, die den 
Anschuldigungen begegnen könnte. 

Wird eine einer Einwanderergruppe mit 
zunehmendem wirtschaft lichen oder ge-
sellschaft lichen Erfolg für die Traditiona-
listen „uninteressant“? 
Ja. Auch wenn es nicht naturgesetzlich so 
ablaufen muss, ist es doch meistens so, dass 
eine Einwanderergruppe die Sprache lernt, 
manche steigen auf, kommen in Führungs-
positionen, es bildet sich eine Elite. Schon 

ab der zweiten und dritten Generation ver-
lieren sich die kulturellen Eigenheiten der 
Ersteinwanderer. Diese Integration braucht 
Zeit, aber es kann wesentlich schneller ge-
hen, wenn viele Einwanderer aus der Ober-
schicht stammen. Andererseits gibt es jetzt 
in der Schweiz auch Stimmen, die sagen, 
dass es zu viele deutsche Akademiker in der 
Schweiz gibt. 

Von wem kommt diese Kritik? 
Auch von der SVP – und interessanterwei-

se sind plötzlich auch manche Mediziner 
und Anwälte einverstanden. Ihnen geht es 
vor allem um die Konkurrenz, die durch die 
deutsche Einwanderung entsteht. Es gibt 
aber nicht einmal in Ansätzen eine vergleich-
bare Mobilisierung wie gegen die Muslime. 
Diese steigen nur langsam auf. In solchen 
Situationen besteht die Gefahr einer Unter-
schichtsbildung mit sozialen Problemen wie 
Kriminalität und Gewalt. Kommen kultu-
relle Unterschiede hinzu, entsteht das Ge-
fühl, die Leute mit dieser Kultur seien gene-
rell Kriminelle. Diesen Kreislauf muss eine 
Gesellschaft  durchbrechen, indem sie Auf-
stiegschancen bietet statt Barrieren zu er-
richten wie mit der Antiminarett-Entschei-
dung. Diese Initiative sagt „Wir wollen euch 
einfach nicht, auch wenn wir keinen Grund 
dafür haben“. 

Sind dann die Fremden doch nur ein zufäl-
liger Sündenbock? 
Zumindest sind Traditionalisten nicht darauf 
angewiesen, dass es viele Einwanderer gibt. 
Fremdenfeindlichkeit scheint in der Schweiz 
sogar gerade da am stärksten zu sein, wo es 
besonders wenige Ausländer gibt, also in den 

ZUR PERSON

Jörg Stolz

Der Soziologe Jörg Stolz befragte 
1994 für seine Dissertation „Die 
Soziologie der Fremdenfeindlich-
keit“ 1300 SchweizerInnen im Al-
ter von 18 bis 65 Jahren und kam 

zu einem erstaunlichen Ergeb-
nis: Weder persönliche Unzufrie-
denheit noch eigene Erfahrungen 

sind für Fremdenfeindlichkeit 
verantwortlich, sondern eine 
Haltung, in der die Angst vor 

Modernisierung und sozialer Ver-
änderung dominiert. Stolz nann-
te dieses Phänomen Traditiona-

lismus und arbeitete ein präzises 
Gesellschaftsprofi l der Traditiona-

listInnen heraus. Jörg Stolz hält 
heute eine Professur an der Uni-

versität von Lausanne.

IRRATIONALITÄT IST 
SOZIOLOGISCH NUR 

SCHWER NACHWEISBAR.  
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ländlichen Kantonen der Zentralschweiz. 
Diese Leute haben nie ein Minarett gesehen 
und wahrscheinlich auch keinen Asylwerber. 
Es genügt, in den Medien davon gehört zu 
haben. Unerwünschte Veränderungen einer 
Gesellschaft  können sich aber auch an an-
deren Dingen festmachen, zum Beispiel an 
einer neuen Kultur oder generell am Klei-
dungs- und Musikstil junger Menschen. Tra-
ditionalisten haben das Gefühl, dass nichts 
mehr so wie es früher ist und dass es früher 
besser war. Ausländer sind für sie das Zei-
chen und die scheinbare Konsequenz der 
Veränderungen. 

Gibt es bestimmte soziale Trägergruppen 
für den Traditionalismus?
Untere Gesellschaft sschichten sind tendenzi-
ell eher traditionalistisch, weil sie schlechter 
auf den sozialen Wandel reagieren können. 
Jemand, der gut ausgebildet ist, kann leichter 
dazu lernen und sich neu orientieren. Wenn 
man diese Ressourcen nicht hat, wird man 
versuchen, den Wandel zu stoppen, auch 
wenn das nicht geht. Aus ähnlichen Gründen 
haben auch ältere Leute eher traditionalis-
tische Einstellungen. Bei ihnen kommt hin-

zu, dass sie wenig Anreiz haben, etwas Neues 
dazu zu lernen. Ein ganz wichtiger Punkt ist 
außerdem die Sozialisierung in der Familie. 
Die Grundwerte werden sehr stark von den 
Eltern und ihrem Milieu beeinfl usst. 

Nimmt der Traditionalismus also mit der 
Bildung ab? 
In gewisser Weise ermöglicht Bildung ko-
gnitive Komplexität und einen weiteren Ho-
rizont. Aber es gibt hoch gebildete Traditi-
onalisten, die ihre traditionelle Weltsicht 
wunderbar begründen und theoretisch aus-
führen können.  

Wie kann man der traditionalistischen 
Sicht politisch begegnen? 
Über die Fakten aufk lären muss jede demo-
kratische Gesellschaft . Um die Ausländer-
feindlichkeit zu bekämpfen, ist aber eine 
möglichst schnelle Integration notwendig: 
Einwanderer brauchen die gleichen Rech-
te, um zu einem Faktor im politischen Spiel 
werden zu können. Sobald sie nämlich wäh-
len, sind sie attraktiv für politische Parteien. 
Wenn es dann außerdem eine Aufsteiger-Eli-
te gibt, können sie sich verteidigen. Einwan-
derer in führenden Positionen ändern die 
ganze Sachlage. 

Aber gerade bei den muslimischen Ein-
wanderern gibt es antidemokratische Ein-
stellungen. 
Das ist das alte Dilemma – wie viel Unfrei-
heit toleriert man für die Freiheit? Man muss 
Regeln setzen. Gegen gewisse Dinge wie 
Zwangsheiraten oder Verstümmelungen von 
Geschlechtsorganen z.B. muss der Staat hart 
vorgehen – ob nun bei Muslimen oder An-
dersgläubigen. 
Es gibt aber auch Graubereiche, in denen 
man verschiedener Meinung sein kann, was 
in einem politischen Prozess ausgehandelt 
werden muss. Oft  wird übersehen, dass die 
Religionen keine unwandelbaren Systeme 
sind. In den meisten Fällen können sich re-
ligiöse Gruppen relativ leicht an die jewei-
ligen Gesetze der Aufnahmeländer anpassen. 
Ausserdem fi ndet eine interne Säkularisie-
rung statt, dadurch verschwinden auch man-
che Probleme. Das geht allerdings nur dann, 

wenn man die Leute nicht ausgrenzt. Aus-
grenzung führt eher zu einer Fundamenta-
lisierung.

Arbeiten Volksabstimmungen wie beim 
Minarettverbot den Traditionalisten zu? 
Zum Teil denkt das Volk tatsächlich konser-
vativer als die politischen Eliten, im Fall der 
Schweiz geben die Abstimmungen den klei-
nen ländlichen Kantonen ein unheimliches 
Gewicht. Hinzu kommt, dass das politische 
System der Schweiz – ein Konkordanzsy-
stem ohne Regierung und Opposition – die 
Parteien an den Rändern stärkt. Damit wird 
auch der Rechtspopulismus und die poli-
tische Polarisierung gestärkt. Die Sozialisten 
sind in der Schweiz linker und die Rechten 
sind rechter als in anderen Ländern. 

Läuft  es also auf eine Auseinandersetzung 
zwischen oben und unten hinaus? Die po-
litischen Eliten setzen sich ja aus Angehö-
rigen der Oberschicht zusammen. 

Es gibt sicher eine Kluft  zwischen Elite und 
Volk. Aber auch die Traditionalisten haben 
ihre sehr gut gebildeten Eliten. Insofern kann 
man das nicht auf den Unterschied von oben 
und unten reduzieren. Es ist ein ernst zu 
nehmender ideologischer Unterschied. Wa-
rum in der Schweiz bei der Minarettfrage so 
abgestimmt wurde, hängt nicht nur mit Tra-
ditionalismus zusammen, sondern auch mit 
spezifi schen Rahmenbedingungen, vor allem 
der Wirtschaft skrise. Viele Schweizer haben 
das Gefühl, dass die Schweiz von einem der 
besten Länder zu einem Problemfall wird. 

Das müsste doch die Eliten besonders
treff en. 
Nein, es trifft   die, die darauf stolz sein möch-
ten, Schweizer zu sein, die auf das nationale 
Selbstbewusstsein setzen. Sie identifi zieren 
sich besonders stark mit der Schweiz. Das 
ist ein wichtiger Punkt der erklärt, warum 
das Verbot mit großer Mehrheit angenom-
men wurde.  

Das heißt, wirtschaft liche Krisen und 
empfundene Demütigungen des nationalen 
Selbstbewusstseins geben dem Traditiona-
lismus Auft rieb?
Es sind zumindest verstärkende Faktoren. 
Werthaltungen und Sichtweisen sind be-
einfl ussbar und verändern sich. Die Medien 
spielen eine nicht zu unterschätzende Rolle, 
genauso wie die Politik. 

UNERWÜNSCHTE VERÄNDE-
RUNGEN WERDEN AUCH AM

KLEIDUNGSSTIL JUNGER 
LEUTE FESTGEMACHT. 
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WIE DIE 
„ÜBERFREM-
DUNG“ ZUM 

SCHLAGWORT 
WURDE

Völkische Konzepte 
scheinen auch in 
der Mainstreampo-
litik immer wieder 
durch. Was gestern 
noch als verhetzend 
galt, fi ndet sich heu-
te in der politischen 
Mitte.
Text: Andreas Peham
Bild: Karin Wasner

Die Brutalität des Selbstverständlichen: Der Schwarze Diener zu Werbezwecken. 
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E s gehört zu den Lebenslügen der po-
litischen wie sozialen Mitte, wonach 
Antisemitismus und Rassismus im-

mer und ausschließlich am rechten Rand 
zu verorten seien. Die Nazis sind auch 
heute immer die anderen – am öft esten ar-
beitslose Jugendliche aus zerrütteten Ver-
hältnissen. Die viel strapazierten „Moderni-
sierungsverlierer“ kriegen so zum Schaden 
auch noch den Vorwurf.
Um von der Tatsache abzulenken, dass der 
Rechtsextremismus auch ein radikalisier-
ter Konservativismus ist und mit diesem 
eine anti-egalitäre und elitäre Grundhal-
tung teilt, hat man den „Verfassungsbo-
gen“ erfunden. Der kann dann so lange 
gebogen werden, bis sich die extremis-
tischen Ränder berühren.

Ventil für Leistungsdruck
Mit der Behauptung eines klaren Bruches 
zwischen Totalitarismus und bürgerli-
cher Demokratie, Faschismus und Libe-
ralismus, Rechtsextremismus und Kon-
servativismus, soll jede strukturelle 
Überschneidung und ideologische Kon-
tinuität ausgeblendet werden. Derer gäbe 
es aber viele: Zu nennen wäre etwa das 
sich permanent verschärfende Leistungs- 
und Konkurrenzprinzip, das im rechtsex-
tremen Diskurs dann nur mehr zum So-
zialdarwinismus radikalisiert zu werden 
braucht. Gerade die autoritäre Aggressi-
on gegen alles Schwache entspricht in ih-
ren Grundzügen der Rationalität und den 
Normen der spätbürgerlichen Erfolgsge-
sellschaft . Jugendliche, welche die zentra-
len Werte dieser Gesellschaft  verinnerli-
cht haben und geradezu vom neoliberalen 
Leistungsdenken beherrscht sind, sich also 
nur selbst als ihres Glückes Schmied be-
greifen, können sich in der Krise oder an-
gesichts drohender Arbeitslosigkeit ihr 
Unglück dann ursächlich nur selber zu-
schreiben. Weil aber gerade Adoleszente 
mit (dieser) Schuld oft  nicht oder nur sehr 

schwer umgehen können, sind sie dau-
ernd auf der Suche nach Sündenböcken, 
die verantwortlich sein sollen für ihre Mi-
sere.

Neue Diskursgrenzen
Unbestritten ist auch die Rolle der Me-
dien- und Elitendiskurse, insbesondere 
für die (Re-)Produktion von Rassismus, 
der eben bei weitem kein Randgruppen-
phänomen darstellt: Die Annahme eines 
„Ausländerproblems“ muss mittlerwei-
le als hegemonial bezeichnet werden, le-
diglich über dessen Lösung wird noch ge-
stritten. Wenn bei diesem Streit mal über 
die Stränge geschlagen und gegen mus-
limische „Kinderschänder“ und ameri-
kanische „Exiljuden“ gehetzt wird, dann 
ist überall die Rede vom Tabubruch. Bei 
allem abwehrenden Charakter dieser Be-
hauptung – ganz falsch ist sie nicht: Als 
zentrales ideologisches Element der pas-
siven Reformierung der Verhältnisse in 
den 1970er Jahren kann das Zurückdrän-
gen von Antisemitismus und  Rassismus 

ins Private gesehen werden. Im Zuge der 
neokonservativen und -liberalen Gegenre-
form und des parallel dazu verlaufenden 
Aufstiegs des parteiförmigen Rechtsextre-
mismus ab den späten 1980ern wurden di-
ese Diskursgrenzen neu gezogen. Die Th e-
se einer Normalisierung des Rassismus 

lässt sich erhärten mit einem Blick auf die 
Geschichte der Agitation gegen eine an-
gebliche „Überfremdung“: Noch 1991 sah 
der österreichische Verfassungsgerichtshof 
in der oft maligen und exzessiven Verwen-
dung dieses rassistischen Kampfb egriff es 
einen Beleg für verhetzende Absicht und 
neonazistische Gesinnung. Acht Jahre spä-
ter plakatierte die Wiener FPÖ an fast je-
der Straßenecke „Stopp der Überfrem-
dung!“. Dann fand das Hetzwort Mitte 
der 1990er Jahre Eingang in Bescheide 
des Wiener Magistrats (die „Überfrem-
dungsbescheide“ der MA 62 unter Verant-
wortung von Werner Sokop) und Medi-
en begannen, es in der antimuslimischen 
Variante („Islamisierung“) ohne jede kri-
tische Distanz zu verwenden. Mittlerweile 
ist aus dem Un- ein beliebtes Schlagwort 
geworden, auf das, leicht abgewandelt, 
auch ÖVP-Politiker wie der niederöster-
reichische Landeshauptmann Erwin Pröll 
ungeniert zurückgreifen: 2007 erkannte 
dieser in Minaretten etwas „Artfremdes“, 
was „auf Dauer in einer Kultur nicht gut 
tut.“  Und für den damaligen ÖVP-Gene-
ralsekretär Hannes Missethon war es im 
Frühsommer 2007 „nur eine Frage der 
Zeit, bis die Kinder mit nicht deutscher 
Muttersprache in der Mehrheit“ und „wir 
irgendwann türkisch“ sind. Wer sich da-
ran noch stößt, wird umgehend als „Gut-
mensch“ denunziert – was im Übrigen das 
unterdrückte Wissen um die moralische 
Verwerfl ichkeit von Antisemitismus und 
Rassismus verrät.

Schutz im nationalen Kollektiv
Leidenschaft liche Mitgliedschaft  in der 
Hetzmasse ersetzt zunehmend die wohl-
fahrtsstaatliche Integration. Die über-
bordenden Sicherheitsdiskurse tun dann 
das Ihrige, um Menschen Angst zu ma-
chen und Zufl ucht bei starken Männern 
oder im nationalen Kollektiv suchen zu 
lassen. Während zuvor die Sozialdemo-

Völkisch denken: wieder in Mode.

NOCH 1991 SAH DER VER-
FASSUNGSGERICHTSHOF IM 
BEGRIFF DER „ÜBERFREM-
DUNG“ EINEN BELEG FÜR 
VERHETZENDE ABSICHT. 

ACHT JAHRE SPÄTER PLAKA-
TIERTE DIE WIENER FPÖ AN 
FAST JEDER STRASSENECKE 

„STOPP DER ÜBERFREM-
DUNG!“
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kratie vermochte, die „kleinen Leute“ vor 
allem über materielle Transferleistungen 
an sich und den Staat zu binden, erfolgt 
die Integration nunmehr in erster Linie 
ideologisch. Der integrale oder völkische 
Nationalismus hat erfolgreich den Sozial-
patriotismus abgelöst. War letzterer noch 
bestimmt von positiver Identifi kation als 
BürgerInnen eines neutralen, internati-
onal angesehenen und prosperierenden 
Staates, so dominiert bei Ersterem die ag-
gressive Abgrenzung vom (inneren) Aus-
land. Die völkische Aktualisierung des 
Nationalismus bedeutete also eine Radi-
kalisierung, da die nationalen Grenzzie-
hungen und Ausschlussmechanismen ri-
gider wurden.
Neonazis als bewaff neter Arm der Stamm-
tische und fanatische Übertreiber der 
herrschenden Normalität fi nden unter sol-
chen hegemonialen Verhältnissen ideale 
Bedingungen vor. Und so braucht es uns 
nicht zu überraschen, dass die „bürgerli-

che Wende“ begleitet war von einer Zu-
nahme neonazistischer Organisierung und 
Gewalt. Manche Regionen Österreichs wie 
etwa Teile des Inn- und Hausruckviertels 
brauchen den Vergleich mit „national be-
freiten Zonen“ nicht mehr zu scheuen: 
In Bezirken wie Braunau, Ried im Inn-
kreis, Wels oder Linz Land haben Neona-
zis mehr oder weniger das staatliche Ge-
waltmonopol gebrochen, beginnen selbst 
organisierte „Bürgerwehren“ zu bestim-
men, wer sich auf der Straße sehen lassen 
darf. Will die Warnung vor dem und die 

kritische Analyse des Rechtsextremismus 
nicht zur Legitimation der herrschenden 
Zustände beitragen, muss sie auch diese 
ins Visier nehmen. 
Das gilt etwa für die Rücknahme der so-
zialen Staatsfunktionen zugunsten der re-
pressiven, die Entleerung des Politischen 
durch die permanenten Hinweise auf 
die Sachzwänge des Konkurrenzkampfes 
der Standorte. Auch die Kritik des Be-
wegungsrassismus wird falsch, wenn sie 
über den staatlichen Rassismus, das im-
mer restriktivere und mittlerweile an die 
Grenzen der Verfassung stoßende Migra-
tionsregime schweigt. Eine glaubhaft e Kri-
tik des Rechtsextremismus muss also eine 
Kritik der gesellschaft lichen Verhältnisse 
sein, die ihn hervorbringen und begün-
stigen.

Andreas Peham ist Mitarbeiter des Doku-
mentationsarchivs des Österreichischen 
Widerstandes (DÖW).

Gemeindebau-Ansichten: Emmerich Sailer Hof beim Klieberpark - Wien Margareten; Simmering; Margaretenguertel, Wohnhaus (1929-30), Puchsbaumgasse 11-13, 
Wien-Favoriten; Marianne-und-Oscar-Pollak-Hof, Dunantgasse 18, Floridsdorf; Metzleinstaler Hof. Bilder: Hjanko, Anton-Kurt, Buchhändler; GFDL/Wikimedia

WÄHREND DIE SOZIALDE-
MOKRATIE FRÜHER DIE 

„KLEINEN LEUTE“ ÜBER MA-
TERIELLE TRANSFERLEI-

STUNGEN AN SICH BAND, 
ERFOLGT INTEGRATION 

NUNMEHR IDEOLOGISCH.
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Geht es um Hassreden, dann stößt das Recht 
auf freie Meinungsäußerung an seine Gren-
zen. Das gilt auch für PolitikerInnen. Dieses 
Urteil fällte kürzlich der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR). Wer 
zu Hass gegen Andere und zu Diskriminie-
rung anstift et, der kann sich nicht auf sein 
Recht auf freie Meinungsäußerung berufen, 
so der EGMR. Das gilt – zum Schutz demo-
kratischer Gesellschaft en – auch und gerade 
für gewählte Volksvertreter, denen durch ihr 

Mandat für die Repräsentation der Bevölke-
rung besondere Verantwortung zukommt. 
Auslöser für das Verfahren war Daniel Fe-
ret, Ex-Vorsitzender der rechtsextremen bel-
gischen Partei „Front National“, die gegen 
die „Islamisierung Belgiens“ mobilisierte. 
Nach einer gerichtlichen Verurteilung hatte 
Feret Beschwerde eingelegt. Straßburg be-
stätigte allerdings die Verletzung der Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (EMRK). Der Urteils-

spruch könnte 
auch für einige 
PolitikerInnen in 
Österreich inte-
ressant sein. Wer 
etwa gegen An-
gehörige des Is-
lam hetzt, kann sich künft ig nicht länger auf 
freie Meinungsäußerung berufen. Die Wah-
rung der Grundrechte anderer, so Straßburg, 
habe Vorrang. klu

GRENZEN DES POPULISMUS

Meinungsäußerungsfreiheit endet bei Hassreden

Lebensretter zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt
In Sizilien wurden die Kapitäne zweier tune-
sischer Fischkutter, die im August 2007 44 
Bootsfl üchtlinge in Seenot retteten, zu 2,5 Jah-
ren Haft verurteilt. Begründung: Widerstand 
gegen die Staatsgewalt und gegen ein Kriegs-
schiff. Sie berufen. red ©UNHCR 
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Minderjähriger Flüchtling

Griechenlands nicht funktio-
nierendes Asylsystem führt 
immer wieder zu illegalen 
Abschiebungen v.a. in die 
Türkei, darunter auch von 
unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen. Human Rights 
Watch appelliert an die EU 
und drängt auf eine Reform 
des Asylsystems. phs

Deutschland plant, die Ende 

des Jahres 2009 eingeleiteten 

Massenabschiebungen von 

Roma in den Kosovo weiter 

fortzusetzen. Allerdings: In 

diesem „Staat“ mangelt es an 

Wohnungen und Jobs. Roma 

werden zudem immer wie-

der Ziel von Angriffen. Was 

nun? klu

Uganda plant, die Todes-
strafe für Schwule einzu-
führen, wenn sie mehrmals 
„straffällig“ geworden sind. 
Zudem würden jene, die ho-
mosexuelle Handlungen be-
obachten, verpfl ichtet,  die-
se sofort den Behörden zu 
melden. Andernfalls drohen 
mehrjährige Haftstrafen. red

Griechenland:
Illegale
Abschiebungen

Deutschland:
Massen-
Abschiebungen

Uganda:
Schwulen droht 
Todesstrafe



MO#17/Welt

28

W enn in der Schweiz Minarette ver-
boten werden und in Wien „Mo-
schee adé“ skandiert wird, wenn 

sich die österreichische Innenministerin we-
gen der Burka hinter dem Lenkrad sorgt, 
dann wissen wir: In unserer Gesellschaft  brö-
selt es. Mittlerweile muss man nicht mehr die 
„Krone“ abonniert oder Samuel Huntingtons 
„Kampf der Kulturen“ gelesen haben, um der 
Welt eine „schleichende Islamisierung“ zu di-
agnostizieren. Diesem Befund zu widerspre-
chen, das wagen weder Gut-, noch Schlecht-, 
noch Egalmenschen. Man sieht es ja und 
hört es allerorten: Die Töchter tragen wieder 
Kopft uch, die Mütter bleiben wieder zuhau-
se, und so mancher Vater warnt die US-Be-
hörden vor dem eigenen Sohn. Kurzum: Der 
Islam gewinnt an Macht.

Unordnung, kein Erstarken
Stimmt nicht!, entgegnen dieser Sicht der Hi-
storiker Emmanuel Todd und der Bevölke-
rungswissenschaft er Youssef Courbage. Der 
Glaube verliert in der islamischen Welt viel-
mehr an Einfl uss. Den Ursachen dafür ge-
hen Todd und Courbage in ihrem groß ange-

legten Werk „Die unaufh altsame Revolution. 
Wie die Werte der Moderne die islamische 
Welt verändern.“ nach. In Frankreich er-
schien das Buch bereits vor zweieinhalb Jah-
ren unter dem klar auf Huntingtons „Kampf 
der Kulturen“ verweisenden Titel „Le ren-
dez-vous des civilisations“ – die Begegnung 
der Kulturen. Eine der Kernthesen von Todd 
und Courbage: Es gibt weder eine wach-
sende Kluft  noch wird es einen weltweiten 
Krieg zwischen islamischer und nicht-isla-
mischer Welt geben, denn: Im Grund bewe-
gen sich alle Gesellschaft en der Welt, egal ob 
muslimisch oder nicht-muslimisch, langfri-
stig in dieselbe Richtung. Sie modernisieren 
sich. Wesentliche Merkmale dieser Moder-
nisierung sind Geburtenschwund, Überal-
terung der Gesellschaft , Alphabetisierung, 
das Entstehen von Kleinfamilien. Eine ähn-
liche Entwicklung also, wie sie auch Europa 
durchlebt hat. Damit ist auch der Rahmen 
der Untersuchung von „Die unaufh altsame 
Revolution“ gesteckt: Todd und Courbage 
gehen nicht von den zumeist üblichen hi-
storischen Analysen aus, mit denen insbe-
sondere die arabischen Gesellschaft en so 

gerne erklärt werden, sondern von der De-
mographie als zentraler Kategorie. Aus deren 
Entwicklungen und Eckdaten leiten sie die 
konstatierte Modernisierung muslimischer 
Gesellschaft en ab und fügen gleich hinzu, 
dass gerade daraus eine Unordnung ausge-
löst wurde, die bis in den partikularen Ter-
rorismus ausfranst. 

Zukunft: Muslimische Kleinfamilie
Für die Modernisierung in den islamischen 
Ländern fi nden Todd und Courbage viel-
fältige Belege. So nehmen die Geburtenra-
ten in der islamischen Welt seit rund 30 Jah-
ren stark ab. Iranische und tunesische Frauen 
bringen heute im Schnitt genauso viele Kin-
der zur Welt wie Französinnen. Während 
im Jahr 1985 jede Frau in Saudi-Arabien im 
Schnitt 8,45 Kinder gebar, waren es zwan-
zig Jahre später nur noch 3,61 Kinder. Das 
ist zwar immer noch doppelt so viel wie in 
Mitteleuropa, langfristig würden sich die Ni-
veaus jedoch angleichen, sind die Autoren 
überzeugt. Dass Menschen beginnen, mit 
der langen Tradition der Acht-Kind-Fami-
lie zu brechen, sei vor allem auf einen Fak-

MENSCHENRECHTE

Die Angst der Fundamentalisten
Der Islam erstarkt keineswegs, sondern verliert in muslimischen Gesellschaften unweigerlich 

an Einfl uss. Wie Alphabetisierung, Frauenrechte und die Kleinfamilie der islamischen Welt 

letztlich eine europäische Entwicklung bescheren, führen die Demographen Emmanuel Todd 

und Youssef Courbage in ihrem Buch „Die unaufhaltsame Revolution“ aus.
TEXT: MARIA STERKL

„Islam oder Patriarchat: Wer bremst hier die Entwicklung?“
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Matrilineare Gesellschaften: Machten historisch schnellere Fortschritte. ©Magdalena Blaszczuk
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tor zurückzuführen: die Alphabetisierung 
der Frauen. Nichts bringe junge Menschen 
stärker davon ab, sich fortzupfl anzen, als Bil-
dung. Mit eindrucksvollen Statistiken bele-
gen Todd und Courbage, wie das allmähliche 
Durchsickern von Schreib- und Lesefähig-
keiten bei Frauen sich in einem meist zwan-
zigjährigen Abstand in einem deutlichen 
Absacken der Geburtenraten niederschlägt. 
Damit es jedoch erst soweit kommen kann, 
brauche es ein gewisses Maß an Säkularisie-
rung: Zwar steht der Islam Verhütungsme-
thoden weniger feindlich gegenüber als die 
katholische Kirche, dennoch wird auch hier 
Fortpfl anzung propagiert. Wer also beginnt, 
dem Kinderreichtum den Rücken zu kehren, 
wende sich damit zumindest ein Stück weit 
auch von muslimischer Frömmigkeit ab.

Nachhall der Modernisierung
Wie kommt es dann, dass gerade im letzten 
Jahrzehnt islamistische Bewegungen wie-
der im Aufwind waren? Dass „Fundamen-
talismus und Gewalt in der muslimischen 
Welt ein beachtliches Ausmaß erreicht ha-
ben“, streiten auch die Autoren nicht ab. An-
ders als in gängigen Analysen sehen sie da-
rin jedoch kein Zeichen einer generellen 
Re-Islamisierung. Im Gegenteil: „Funda-
mentalismus ist nur ein vorübergehender 
Aspekt eines in Bedrängnis geratenen Glau-
bens“, heißt es im Buch. Dort, wo die demo-
grafi sche Erneuerung abgeschlossen ist, sei 
das Erwachen fundamentalistischer Bewe-
gungen höchstens ein Nachhall des Moder-
nisierungsprozesses. Dort hingegen, wo ein 
deutliches Absinken der Geburtenraten noch 

aussteht, sei weiterhin mit Gewaltausbrüchen 
zu rechnen: So liege Pakistan mit seinen 165 
Millionen Einwohnern, mit Geburtenraten 
von 4,6 Kindern pro Frau im Jahr 2005, im-
mer noch weit hinter den arabischen Län-
dern (mit Ausnahme Jemens).
Überhaupt sei Pakistan „eine tickende demo-
grafi sche Zeitbombe“. Der schonende Um-
gang der US-Außenpolitik mit dem Staat sei 
daher „leichtsinnig und verantwortungslos“. 
Denn für die Autoren ist klar: Der Iran biete 
keinen Grund zur Sorge. Zu gebildet sei die 
Bevölkerung, zu mündig seien – trotz aller Re-
pression – die dort lebenden Frauen. Hinge-
gen stehe eine grundlegende Modernisierung 
in Pakistan, wo die Hälft e der Ehen innerhalb 
der Großfamilie geschlossen wird, wo immer 
noch mehrere Kinder gezeugt werden, um für 

Todd, Courbage:
Alphabetisierung

reduziert den Einfl uß 
von Religion und 

Tradition.

MO#17/Welt
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die Weitergabe des Erbes an einen männlichen 
Nachkommen zu sichern, noch weiter aus. 
Eine ideologische Krise, die mit einem dra-
stischen demografi schen Wandel fast immer 
einhergeht, sei zu erwarten – und mit Sicher-
heit, so die Autoren, werde die Krise „durch 
den Islamismus bestimmt werden“.
Damit soll aber nicht gesagt werden, dass 
die Rückständigkeit Pakistans religiös be-
dingt sei: Eher liege es daran, „dass die 
Frauen in der gesamten Region den weltweit 
niedrigsten Status haben“. Auch im hinduis-
tisch geprägten Nordosten Indiens würden 
Mädchen zu Hause eingesperrt, vernach-
lässigt, an der Ausbildung gehindert. Was 
die Kindersterblichkeit betrifft  , sei diese im 
nordindischen Punjab doppelt so hoch wie 
die der Buben.

Regionale Unterschiede
Der auch in österreichischen Wahlkämp-
fen gerne propagierte Befund, Islam und 
Frauenrechte seien unvereinbar, relativiert 
sich somit in Todds und Courbages Unter-
suchung. Zwar stimme es, dass der Koran 
weiblichen Nachkommen nur halb so viel 
Erbe zuspricht wie männlichen – doch diese 
Vorschrift  werde praktisch in keiner Region 
der Welt mehr beachtet. Je nachdem, wohin 

man blicke, legten muslimische Familien di-
ese Vorschrift  deutlich nach regionalen Tra-
ditionen aus. Also, erheblich strenger, wie 
bei vielen sunnitischen Arabern, die lieber 
Cousins erben lassen als die eigenen Töch-
ter. Oder viel lockerer, wie in indonesischen 
oder malaysischen Familien, wo Töchter eher 
bevorzugt werden. Fazit: Dort, wo schon vor 
der Islamisierung patriarchale Strukturen 
vorherrschten – also im Zentrum der ara-
bischen Welt wie Saudi-Arabien, taten sie 
das auch danach. Und dort, wo Frauen Män-
nern tendenziell gleichgestellt waren, änderte 
sich auch durch die Islamisierung wenig da-
ran. Es sei denn, sie erfolgte durch arabische 
Eroberungszüge: Dort aber, wo sich der Is-
lam durch Wirtschaft sbeziehungen ausbrei-
tete, hielt sich auch die matrilineare Form der 
Gütervererbung.
Viel Raum widmen die Autoren den Ursa-
chen darüber, warum der demografi sche 
Wandel in manchen Ländern sehr früh ein-
setzte, während er in anderen noch gar nicht 
begonnen hat. Fest steht: Das Ausmaß der 
Alphabetisierung ist zwar ein wichtiger Fak-
tor, aber bei weitem nicht der einzige. Den 
Autoren ist es ein Anliegen, weitere Einfl üs-
se herauszuarbeiten – um damit zu bewei-
sen, dass die Religion nur ein Aspekt von 

Die Autoren:
Youssef Courbage, geboren 1946 in Alep-
po (Syrien), ist Forschungsdirekor am In-
stitut Noational d’Études Démographiques 
in Paris. Er war als Berater für verschie-
dene internationale Institutionen wie die 
Unesco, die Europäische Union und den 
Europarat tätig.

Emmanuel Todd, geboren 1951, studierte 
Geschichte und Anthropologie am Insti-
tut d‘Etudes Politiques de Paris und pro-
movierte in Cambridge. 1976 sagte er in 
seinem Buch »La Chute Finale« den Zu-
sammenbruch der Sowjetunion voraus. 
Sein Buch »Weltmacht USA – Ein Nach-
ruf« (2002) wurde zum Bestseller. 

vielen ist, wenn es darum geht, wie mo-
dern eine Gesellschaft  ist. In Erdöl expor-
tierenden Ländern orten Todd und Courba-
ge schlicht den sinkenden Ölpreis als einen 
Auslöser, der Familien bewogen hat, weni-
ger Kinder zu bekommen. In anderen Staaten 
wie etwa Marokko war es der Einfl uss der 
Exil-MarokkanerInnen in Europa, der den 
Menschen das Leben ohne Kinderreichtum 
schmackhaft  machte. Wieder andere musli-
mische Länder entzogen sich dem den Kin-
dersegen mindernden Einfl uss der Bildung. 
Malaysia gilt als Sonderfall, der „Kampf der 
Wiegen“ hat dort tatsächlich stattgefunden. 
Allerdings nicht, um dem „christlichen We-
sten“ etwas entgegen zu setzen – sondern als 
Kampfmittel gegen die chinesische Elite im 
eigenen Land.
In einem gleichen sich christlich-europäische 
und islamische Staaten übrigens völlig: In 
beiden Weltgegenden wurden junge Frauen 
erst im Schnitt um zwanzig Jahre später al-
phabetisiert als Männer. Die westliche Welt 
zeigt vor: Gib Frauen Bildung, und sie lassen 
sich scheiden. Die weibliche Hälft e der Be-
völkerung unmündig zu halten, ist patriar-
chalen Staatsregierungen pure Selbstvertei-
digung. Man wird sehen, wie lange sie damit 
noch durchkommen: Glaubt man Todd und 

Youssef Courbage und Emmanuel Todd

Wie die Werte der Moderne 
die islamische Welt verändern
Piper Verlag 2008, München©
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REPUBLIK ÖSTERREICH

Das Boot ist seit 1918 voll
Österreich ist stolz auf die Sozialpartnerschaft. Warum nicht ein solches Modell für den Zuzugs- 

und Integrationsbereich schaffen, fragt der Migrationsexperte August Gächter im Gespräch.
INTERVIEW: MARK HAMMER, BILDER: KARIN WASNER

Gächter:  Lehrausbildung ist auf Einsprachigkeit ausgelegt. Das entspricht nicht der gesellschaftlichen Realität. 

Die gesellschaftliche Lage abseits politischer Effekthascherei analysieren.
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Herr Gächter, ist Österreich ein Einwande-
rungsland?
Nein, weil sich der Staat defi nitiv nicht so 
versteht. Österreich ist eine Gesellschaft  mit 
tagtäglicher Einwanderung aber von staatli-
cher Seite wird immer betont, dass das Land 
diese erleide und nicht einlade.

Manche PolitikerInnen und Zeitungen 
zeichnen das Bild, dass wir überrannt wer-
den. Wie hat sich der Zuzug nach Österrei-
ch in den letzten Jahrzehnten entwickelt? 
Mengenmäßig hat sich der Zuzug in den ver-
gangenen 50 Jahren nicht stark verändert. Es 
hat immer Auf und Ab gegeben. Ein wich-

tiger Bestandteil dessen waren immer Flücht-
lingsströme. Derzeit erleben wir eine Periode, 
in der verhältnismäßig Wenige herkommen, 
aber dieses Wenig ist diesmal recht hoch. Das 
hängt möglicherweise damit zusammen, dass 
es keine anderen Einwanderungskanäle gibt. 
Wenn man nicht schon Verwandtschaft  im 
Land hat, muss man einen Asylantrag stel-
len. Sonst hat man praktisch keine Möglich-
keit einzuwandern.

Bleiben viele Menschen langfristig hier?
Eineinviertel Millionen der jetzt in Österrei-
ch lebenden Menschen wurden im Ausland 
geboren. Von vier Menschen, die herkom-

Der Soziologe forscht seit 20 Jah-
ren zu Migration und Integration. 
Er arbeitet am Zentrum für Sozi-
ale Innovation (ZSI) in Wien und 
ist Konsulent für das Internatio-
nal Migration Programme der In-
ternationalen Arbeitsorganisation 
ILO der UNO, für die er eine  über 
das Internet abrufbare Datenbank 
von Antidiskriminierungs- und 
Gleichbehandlungsaktivitäten er-
stellt. www.wisdom.at/ilo 

ZUR PERSON

August Gächter
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men, gehen drei wieder weg. Momentan gibt 
es mehr EU-Innenmigration als früher, was 
mehr Beweglichkeit schafft  , weil die Men-
schen risikoloser wieder ins Herkunft sland 
zurück gehen können.

Wie hat sich die Sozialstruktur durch Zu-
wanderung verändert?
Die Spannweite bei den Berufen ist die gleiche 
geblieben. Man hat durch den Zuzug das Per-
sonal gehabt, auf allen Ebenen, aber insbeson-
dere unten, zu ergänzen und jene, die vorher 
schon da waren, aufsteigen zu lassen. Relative 
Armut hat ein ethnisches Gesicht bekom-
men. Deswegen ist ein großer Teil der Frem-
denfeindlichkeit Armenfeindlichkeit. Dem 
alten Satz „Armut macht fremd und Fremd-
heit macht Angst“ müsste man davor setzen: 
„Einwanderung macht arm.“ Ein Universitäts-
absolvent von außerhalb der EU15 verdient 
ungefähr gleich viel wie ein inländischer Lehr-
absolvent, weil er nicht den adäquaten Job und 
– genauso wie Frauen – die gläserne Decke 
über sich hat. Und: Es gibt die klare Erwar-
tung in der Gesellschaft , dass die Inländer die 
Chefs sind. Selbstständigkeit ist für den beruf-

lichen Aufstieg gut; Selbstständige sind eher 
qualifi kationsadäquat beschäft igt.

Wie schwer oder leicht fällt es Migran-
tInnen, überhaupt Arbeit zu fi nden?
Es wird ein klarer Trennstrich gezogen zwi-
schen denen, die arbeiten dürfen, und denen, 
die nicht dürfen. Das Nichtdürfen ist sehr 
stark auf Asylwerber konzentriert. In den letz-
ten Jahren hat man für den Familiennachzug 
wesentliche Hindernisse beseitigt. Es ist aber 

für Ehepartner immer noch ein Problem, dass 
sie für fünf Jahre an den Ehepartner gekettet 
bleiben und wenn sie die Ehe verlassen, kei-
nen Zugang zum Arbeitsmarkt haben und das 
Aufenthaltsrecht verlieren.

Und Diskriminierung?
Diskriminierungstests der Internationa-
len Arbeitsorganisation ILO der UNO zei-
gen, dass ein Hauch von einem Akzent ge-
nügt, um von circa 40 Prozent der Betriebe 
nicht mehr in Betracht gezogen zu werden, 
und sich die Firmen nicht erkundigen, wel-
che Ausbildung, berufl iche Erfahrung oder 
soziale Kompetenz man hat. Viele Arbeitge-
ber entscheiden auf Basis von billigen Vorur-
teilen und fragen sich nicht, wer die oder der 
am besten Qualifi zierte ist. Das schlägt sich 
aber nicht in der Arbeitslosenstatistik nie-
der. Der eine bekommt nach einem Anruf 
die Chance auf einen Job, der andere eben 
erst nach drei oder fünf Anrufen. 

Viele Menschen haben Angst, dass uns Mi-
grantInnen Arbeitsplätze wegnehmen.
Die Angst ist ein vordergründiges Argument, 
um Abneigung zu begründen. Es hat in den 
letzten 50 Jahren zwar viel Verdrängung ge-
geben, doch sie war fast zur Gänze keine aus 
dem Arbeitsmarkt hinaus, sondern hinauf 
in der sozialen Hierarchie. Dadurch, dass es 
quasi beschlossene Sache war, dass die Ös-

Es gibt die klare Er-
wartung, dass die 
Österreicher die 

Chefs sind. Quali-
fi kation spielt da 
eine Nebenrolle.
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terreicher die Chefs der Ausländer sein sol-
len, sind mit ausländischen Arbeitskräft en in 
Hilfs- und Anlerntechniken die Inländer in 
die mittleren Positionen aufgestiegen oder 
haben in die besser bezahlten Hilfs- und An-
lerntätigkeiten gewechselt.

Kinder von MigrantInnen in der Schule 
sind ein heißes Th ema. Übertrieben?
Zahlenmäßig ist das in Wien nicht übertrie-
ben. In Wien ist in jeder Altersgruppe unter 
35 Jahren die Mehrheit der Bevölkerung ent-
weder im Ausland geboren oder hat zumin-
dest einen im Ausland geborenen Elternteil. 
In der Altersgruppe unter zehn Jahren sind es 
bis zu 65 Prozent. Die Diskussion über Spra-
che in der Schule wälzt den Anpassungsbe-
darf ganz auf Kinder und deren Eltern ab. Bis 
heute sind in pädagogischen Akademien alle 
Fächer, die mit Einwanderung zu tun haben, 
Wahlfächer. Das ist 50 Jahre nach Beginn der 
Anwerbung im Ausland keine zufriedenstel-
lende Situation. Lehrer in Österreich werden 
für eine rein einsprachige Situation ausgebil-
det, die nicht der Realität entspricht, und sind 
dann verständlicherweise überfordert und er-

bost, wenn sie in die Realität entlassen wer-
den. Es ist grobe Fahrlässigkeit, dass man in 
der Lehrerausbildung nichts gemacht hat. In 
der öff entlichen Diskussion zu sagen, die Aus-
länder sind schuld, halte ich für eine Sauerei.

Das heißt, es geht um mehr als Sprachpro-
bleme?
Die schwarzblaue Regierung hat das mit dem 
Deutsch seinerzeit zum Th ema gemacht und 
das ist mit großem Genuss breit aufgegriff en 
worden. In der Schule ist Sprache nur dann 
ein Problem, wenn man nicht weiß, wie man 
damit umgeht. Kinder sind in der Lage, sehr 
rasch Sprachen zu lernen. Es muss aber einen 
Anreiz geben. Dazu muss Akzeptanz da sein. 
Man wird nicht die Sprache derer lernen, die 
auf einem herum trampeln und einen wegen 
jeder Kleinigkeit, für die man nichts kann, 
blöd anreden.

Wie könnte man weg von der Ethnisierung 
sozialer Konfl ikte und hin zu Problemlö-
sungen kommen?
Es gibt in Österreich enormen Stolz auf die 
Sozialpartnerschaft . Es bräuchte auch im Ein-

wanderungs- und Integrationsbereich sowas 
wie Partnerschaft . Da sollte man eine Part-
nerschaft  der Betroff enen – also derer, die 
diskriminieren und derer, die sich diskrimi-
niert fühlen – über formale Organisationen 
einrichten. In Irland hat man dafür eine gute 
Lösung gefunden: Man hat die Kernpartner-
schaft  auf etwa 25 Mitglieder erweitert. Da 
sitzt eine ganze Anzahl von NGOs aus Dis-
kriminierungsbereichen drinnen.

Was würden Sie jemandem entgegnen, der 
sagt, dass das Boot voll ist?
Die vielleicht sarkastische Gegenfrage ist, wa-
rum ausgerechnet jetzt? Dass das Boot voll sei, 
wird in Österreich seit 1918 gesagt. In den 90 
Jahren seither ist Jahr für Jahr der empirische 
Nachweis erbracht worden, dass es nicht voll 
ist. Wer sagt, es sollte von jetzt an keine Ein-
wanderung mehr geben, kann eigentlich auch 
der Einwanderung in der Vergangenheit nicht 
positiv gegenüber stehen. Doch wie weit zu-
rück hätte die Einwanderung gestoppt werden 
sollen? Da wird die Wahrscheinlichkeit rela-
tiv groß, dass die Person, die man vor sich hat, 
selbst nicht da wäre.

Es hat in den ver-
gangenen 35 Jahren 

viel Verdrängung
gegeben; nach oben 

in der sozialen 
Hierarchie.
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Ein Gespenst geht um in Wien – das Gespenst 
des Türken, der Wien übernehmen mag. Zu-
gegeben: Das Gespenst kennt man nicht nur 
in Wien, sondern in ganz Europa. Und doch 
hat es in dieser Stadt eine besondere Strahl-
kraft . Was zwei Türkenbelagerungen nicht ge-
schafft   haben, gelingt mit Hilfe der EU ohne 
Aufwand. Der Türke wohnt bereits im Ge-
meindebau und eignet sich durch geschickte 
Familien- und Besiedelungspolitik Stiege um 
Stiege, Bau um Bau an. Selbstverständlich mag 
er seine Sitten und Gebräuche nicht aufgeben, 
sondern trachtet danach, seinen Lebensstil 
den Alteingesessenen aufzudrücken. Aufsäs-
sig ist er und unverständig den Werten und 
Normen der „Unsrigen“ gegenüber. 
Solche und ähnliche Rede haben die Mit-
arbeiterInnen der „Gebietsbetreuung Städ-
tische Wohnhausanlagen“ immer wieder 
hören müssen und immer wieder haben 
sie solche Eröff nungen zum Anlass genom-
men, genauer hinzuhören. Anlass für diese 
Schmähungen waren meist konkrete Anlie-
gen. Nichts davon wäre großartig zu bere-
den gewesen, wenn die Kommunikation mit 
der Hausverwaltung oder den NachbarInnen 
funktioniert hätte. Beides hat aber nicht ge-
klappt. In ihrer Rage hat sich dann die ge-
wöhnliche GemeindebaumieterIn im Ton 
vergriff en, und „den Türken“ für all das Übel 
verantwortlich gemacht. Der war nachge-
wiesener Maßen nicht schuld am fehlenden 
Grünschnitt oder an der ausgefallenen Lam-
pe im Stiegenhaus; selbst am Lärm in Nach-
bars Wohnung ist er nur insofern beteiligt, 
als jetzt, nach zehn Jahren Stillem-vor-sich-
hin-Siechens die VormieterIn verstorben ist, 
und nun eine Jungfamilie die Wohnung und 
die Gemeinschaft sfl ächen widmungsgemäß 
verwendet. Es mag sein, dass diese Jungfa-
milie türkische Wurzeln hat. Der Lärm aber, 
der von ihr emittiert wird, ist der, den jede 
junge Familie produziert. Das wissen auch 

die alteingesessenen BewohnerInnen und 
gegen die konkrete Familie haben sie auch 
nichts. Fürchterlich enttäuscht aber sind sie 
über die Erkenntnis ihrer zunehmenden Be-
deutungslosigkeit: Damals war alles besser. 
Nichts konnte die sozialistische Dreifaltigkeit 
„Partei, Sektion und Gemeindebau“ trennen. 
Nichts, was nicht der Zeitenlauf und manche 
Lebenserfahrung angestoßen hat.
Die Studien der letzten Zeit zum Th ema 
„Gemeindebau“ sagen aus, dass die Bewoh-
nerInnen mit ihrer Wohnsituation im Groß-
en und Ganzen zufrieden sind. Selbst hoch 
problembehaft ete Gemeindebauten kennen 
nicht mehr als eine Handvoll Unzufriedene. 
Wo also ist das Problem? Es entsteht durch 
den Fokus. Aus sozialarbeiterischer Sicht geht 
es darum, Begegnungsräume zu schaff en, die 
den Schwachen Platz und Stimme geben; die 
Aushandlungsprozesse ermöglichen, die für 

die Beteiligten tragbar sind; in denen Ver-
antwortliche benannt und Entscheidungen 
kommuniziert werden können. Manche die-
ser Entscheidungen wären mühsam und 
bräuchten PolitikerInnen, die sich beispiels-
weise städteplanerische Sünden und bauliche 
Fehler beim Namen zu nennen trauen und 
mutig Lösungen suchen.
Aus politischer Sicht geht es um Machterhalt. 
Im gängigen Politikverständnis wird Macht 
mit Machen gleichgesetzt. „Machen“ bedeu-
tet in diesem Fall, auf einen Impuls refl exar-
tig zu reagieren, zum Beispiel mit „des wer’n 
ma schon mach’n“. Dass sich dabei die Inter-
aktion auf zwei alte und off ensichtlich mori-
bunde Systeme beschränkt, lässt sich von au-
ßen gut beobachten, aus der Innensicht ist es 
off ensichtlich nicht wahrzunehmen. Überal-
tete Funktionäre in Resopal-Sektionen, die 
ihre beste Zeit hinter sich haben, wollen sich 
um die laut vorgetragenen Beschwerden ih-
rer ehemaligen Mitglieder kümmern und fra-
gen sich ganz verwundert, warum es ihnen 
nicht gelingt „die Ausländer“ zur Mitarbeit 
zu gewinnen. 
Machen heißt im Fall des handelnden Wohn-
baustadtrats das Hinhören und Handeln hin-
künft ig seiner PR-Abteilung zu übertragen. 
Nicht nur, dass er sich damit der politischen 
Kontrolle über die Gemeinwesenarbeit be-
raubt, befördert er die Produktion des hohlen 
Scheins und somit das Unbehagen seiner po-
tenziellen WählerInnen vor der Politik.

Schlüsselübergabe
Überaltete Funktionäre in Resopal-Sektionen wundern sich, warum es ihnen nicht gelingt, 

„die Ausländer“ zur Mitarbeit zu gewinnen. Was läuft schief im Gemeindebau? 

KOMMENTAR: CHRISTIAN TORDY

Christian Tordy, Ko-Geschäftsführer der 
„TGT – Agentur für soziale Arbeit“, war im 
Auftrag der Stadt Wien drei Jahre lang für 
die Gebietsbetreuung der Wiener Gemeinde-
bauten verantwortlich. Ein ausführliches 
Interview fi ndet sich in der Zeitschrift 
MALMOE, www.malmoe.org
Illustration: Petja Dimitrova

Es geht um Machterhalt.



Neue 
Kurse bei 
Amnesty
Die Amnesty International 
Academy bietet 2010 wieder 
Workshops zu Menschen-
rechten, Antidiskriminierung 
und Zivilcourage an. Neu: 
die Menschenrechtswerk-
statt, in der Grundlagenwis-
sen vertieft und aktivistische 
Potenziale geschärft werden. 
Mehr auf: www.amnesty.at/
academy

Ethnic profi ling
kritisch 
beleuchten
Bis 2011 werden 30.000 Po-

lizistInnen im Rahmen des 

Projekts „Polizei.Macht.

Menschen.Rechte“ im Um-

gang mit Menschenrechten 

geschult. Die Anti-Rassis-

mus-Initiative ZARA fordert, 

dass auch eine kritische Aus-

einandersetzung mit Ethnic-

Profi ling in das Programm 

aufgenommen wird.

Kirchen
laden zu
Schubhaft gipfel
Österreichs Kirchen planen 
im Februar einen Gipfel zur 
Schubhaftbetreuung. Da die 
Verträge zwischen Diakonie 
sowie Caritas und dem Innen-
ministerium ausgelaufen sind, 
fordern Kardinal Schönborn 
und Bischof Bünker die Erneu-
erung des Zugangs zu den Po-
lizeianhaltezentren, in denen 
Flüchtlinge inhaftiert sind.

NGO-News

Noch einmal zu den Uni-Protesten, über de-
ren Dimension und Nachhaltigkeit sich so 
manche BeobachterIn überrascht gezeigt hat. 
Die ÖH, also die offi  zielle Studierendenvertre-
tung, war abgemeldet. Ein autonomes Netz-
werk studentischer Gruppierungen organi-
sierte sich selbst und erarbeitete, glaubt man 
den ZeugInnen der Aktionen, in einer beein-
druckenden Vielzahl von Arbeitsgruppen sehr 
konkrete Forderungen. PressesprecherInnen 
wechselten täglich, ebenso wie Plena-Dele-
gierte, so dass niemand durch die Konzentra-
tion von Aufgaben zu mächtig wurde. Aber 

auch um die Entstehung informeller Kom-
munikationsfl üsse zu verhindern. Der Pro-
test wurde nicht-hierarchisch, netzwerkartig, 
fl ach, dezentral und mit vielen Knotenpunk-
ten organisiert. Selbst für das Rektorat der 
Uni, gegen das die Forderungen sich expli-
zit nicht richteten (es ging darum, O-Ton: 
„den Hahn zu rupfen“; der ist mittlerweile in 
Brüssel.), wurde es schwierig, Ansprechpart-
nerInnen zu fi nden. Rektor Georg Winckler 
hätte, so die Streikenden, schon selbst in das 
Audi-Max kommen müssen, um sich dort an 
das Plenum zu wenden. Die Proteste zeigten, 

wo die Stärken eines Netzwerks liegen: in der 
Fähigkeit, Widersprüche zu überbrücken und 
heterogene Teile zu integrieren. Gelänge es, 
hunderte Knotenpunkte in der Bevölkerung 
zu aktivieren, wäre auch außerhalb der Uni 
einiges möglich. gun/phs

STUDI-PROTESTE

Das Geheimnis des Erfolges
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Neuer Caritas-Chef

Bernd Wachter trat mit 1. Jänner als Caritas-
Generalsekretär die Nachfolge von Stefan 
Wallner an. Der ehemalige Journalist tritt ge-
gen den Trend der „achselzuckenden Gleich-
gültigkeit“ an, mit der armutsgefährdeten 
Menschen zunehmend begegnet würde.
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MORD AUF ETAPPEN
Der Mann mit dem Kopft umor war auch 
eine schlimme Geschichte. Jahrgang 1977 
aus Tschetschenien mit Frau und vier Kin-
dern. Er sollte operiert werden und hat 
dreimal den Termin verpasst, weil er da-
vor jedes Mal in Schubhaft  genommen wur-
de, immer nur für ein paar Tage und dann 
wieder. Die Behörden sollten sich schon 
einmal Gedanken machen, wen sie warum 
in Schubhaft  nehmen. Er hat immer eine 
Krankenversicherung gehabt und war dann 
mit einem neuen Termin endlich zur Vor-
untersuchung im Spital. Dort haben sie ihm 
dann erklärt, dass sie ihn nicht operieren 
können, weil er nicht versichert ist. Ich ruf 
daraufh in in Traiskirchen an und bekomm’ 
gesagt, dass das Verfahren eingestellt wor-
den ist und deshalb hat er jetzt keine Versi-
cherung mehr. Ich sag denen, der Mann ist 
todkrank, das ist ja Mord auf Etappen, was 
da passiert. Also sagen sie, er soll einen Fol-
geantrag stellen, dann ist er wieder im Ver-
fahren und versichert. Die Versicherung hat 
er dann wieder bekommen, aber den Ter-
min wegen der dritten Schubhaft  wieder 
versäumt. Inzwischen hat der Arzt gesagt, 
der Tumor ist inzwischen so groß, dass eine 
Operation gefährlich ist. Er empfi ehlt nur 
eine Bestrahlung. Warum wir diese Dinge 
so handhaben, das verstehe ich nicht. Aber 
ist halt nur ein Fremder, oder?

TRAISKIRCHEN GANZ COOL
Jetzt gibt es laut Statistik weniger Asylwer-
ber, weil einfach mehr weggeschickt wer-
den. Aber die Anzahl der Fremden in Ös-
terreich ist ja gleich geblieben. Neulich 
hab’ ich eine Familie mit vier Kindern ge-
habt, die haben dreimal Anträge gestellt, 
alle abgelehnt. Dann sind sie nach Schwe-
den. Dort hat man festgestellt, dass Ös-
terreich zuständig ist, also sind sie wieder 
zurück. Man hat sie nach Traiskirchen ge-
bracht, wo sie wieder einen neuen Antrag 
stellen wollten. Das war an einem Donners-
tag und man hat ihnen gesagt, am Dienstag 
ist Termin, bis dahin mussten sie sehen, wo 
sie bleiben. Ohne Geld, ohne Obdach, mit 
nichts. Also sind sie zu mir gekommen und 
wir haben einen Platz für das Wochenende 
gesucht. Dann sind sie wieder nach Trais-
kirchen gefahren, der Termin war aber auf 
nächsten Montag verschoben. Also musste 
ich sie wieder unterbringen und ich habe 
das auch geschafft  . 
Aber: Was soll denn das bitte? Mit wel-
chem Geld bezahlen die die Fahrten nach 
Traiskirchen oder das Essen für die Kin-
der? Normalerweise müsste Traiskirchen 
die sofort aufnehmen, aber die sagen ein-
fach Folgeantrag und schmeißen sie raus. 
Wahrscheinlich denken sie, sie würden eh 
schon länger hier leben, aber die Familie 
kam ja gerade aus Schweden zurück. 

FADENSCHEINIG 
Dazu kommt, dass man die Leute auf 
dumm hält und keine Ausbildungen zur 
Verfügung stellt. Dass die Politik sagt, es 
gibt Bildungschancen, ist eine glatte Lüge. 
Ausländer dürfen über die Pfl ichtschule hi-
naus nichts machen. Von mir wird verlangt, 
ich soll einige Leute rauswerfen, die schon 
länger bei mir sind. Ich frage, wie soll ich 
das machen, der hat ja dann nix. Mir wird 
dann erwidert, dass der ja wohl irgendeine 
Schwarzarbeit haben wird. 
Also soll ich jetzt meine Leute zur Schwarz-
arbeit aufrufen, oder was? Gerade für Asyl-
werber ist es schwer, weil sie keine Rech-
te haben. Vorhin war einer hier, der hat 
schwarz auf dem Bau gehackelt und nach 
einer Woche hat der Chef ihn rausge-
haut. Der hat keinen Cent bekommen für 
die Arbeit, weil der Chef wusste, mit dem 
kann man das machen. Bei solchen Dingen 
müsste das Rote Wien einmal aufstehen. 
Aber ich glaub’, keiner will sich in die erste 
Reihe wagen und sagen: So wollen wir das 
nicht. Und: Wir haben ein Flüchtlingspro-
blem. Ich glaube immer noch, wenn man 
die Leute ordentlich versorgen würde, dann 
hätten wir auch weniger Kriminelle darun-
ter. Dann würde man sich auch die faden-
scheinige Begründung ersparen, dass man 
gegen Kriminalität vorgeht, indem man das 
Asylgesetz verschärft .

Von ihr kann man alles haben, nur kein Nein. 
Die Flüchtlingshelferin Ute Bock ist im wahrsten Sinn grenzenlos. 
Ihre Sozialarbeit: der ganz normale Wahnsinn. Alltag in Wien. 

KORRESPONDENT: ANDREAS BACHMANN, BILD: ISABELL BICKEL

NEUES VON DER BOCK
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Liebe mit Ablaufdatum

Islam einmal anders: Geistliche 
plaudern munter über Sexuali-
tät, die für Menschen genauso 
wie für Tiere ein grundsätz-
liches Bedürfnis sei. Die Ehe 
auf Zeit leistet Abhilfe: Vom 
Propheten für die männlichen 
Pilgerreisenden auf dem Ha-
dsch erfunden, um ihnen se-
xuelle Kontakte auch ohne die 
daheim gebliebenen Ehefrauen 
zu ermöglichen, hat sie sich in 
der Schi’a bis heute erhalten. 
Mann und Frau erklären vor 
Gott – beglaubigt durch einen 
Geistlichen oder auch nicht 
– dass sie für eine bestimmte 
Zeitdauer eine Ehe eingehen. 
Die österreichisch-iranische 
Filmemacherin Sudabeh Mor-
tezai geht in ihrem munteren 
Dokumentarfi lm „Im Bazar 
der Geschlechter“ dem Phäno-
men nach und fi ndet tatsäch-
lich Zeitehepaare, die vor die 
Kamera treten. An den Bildern 
wird deutlich, wie Herrschaft  
teilt: Während die Mullahs bis 
zu Groß-Ayatollahs ganz frei 
die Fragen der Zeitehe („sig-
heh“) bis ins kleinste Detail dis-
kutieren – Braucht eine Frau, 
die „Second Hand“ ist, die Er-
laubnis des Vaters? – tun sich 
die Paare schon schwerer. Die 
tabuisierte Praxis zwischen 
temporärer Lustbarkeit, lang-
jähriger Beziehung und Prosti-
tution aus ökonomischer Not 

macht die Anwesenheit der Ka-
mera spürbar: Verhaltene Bli-
cke wechseln mit überraschend 
off enen Szenen. Der Titel des 
Films verweist auf den ökono-
mischen Tauschcharakter dieser 
Beziehungen und ein Gender-
Ungleichgewicht: Während 
Männern das legitime Recht zur 
gottergebenen sexuellen Erfül-
lung mehrere Zeitehen zugleich 
führend dürfen, ist Frauen nur 
eine erlaubt. Gezeugte Kinder 
sind zwar legitim, verpfl ichten 
den Mann aber zu keinen Un-
terhaltszahlungen. Derartige 
rechtliche Fragen streift  „Bazar 
der Geschlechter“ allerdings 
nur. Die Erzählung bleibt nahe 
an der ambivalenten Person 
eines Mullahs (ist er besonders 
smart oder naiv?) und den por-
traitierten Zeiteheleuten dran. 
Kulturelle Paradigmen und re-
ligiöse Erklärungen lässt Morte-
zai großteils beiseite. Ein Film, 
der die Unmittelbarkeit der Sze-
nen auskostet – wenn etwa eine 
Frauenrunde kokett über den 
Geistlichen lacht, dieser ver-
schmitzt abwehrt – und dabei 
immer auch aufzeigt, wie sensi-
bel die gesellschaft liche Balan-
ce in der Islamischen Republik 
Iran beständig neu ausgelotet 
werden muss. Schaltet doch die 
Kamera ab, sagt der Mullah, 
wollt ihr denn alles zeigen? gun 
Ab 15.3. im Kino
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2 X 5 DINGE UND SONST?

Karin Wasner ist Fotoredakteurin beim Falter Verlag und 

arbeitet seit einigen Ausgaben als Fotoredakteurin und 

Fotografi n für MO.

5 Dinge, auf die wir im neuen Jahrzehnt gerne verzichten:

 Ratgeber. „30 Minuten für optimales 

 Zeitmanagement“ und „Effektiver Leben“.

  80er Jahre Hits und Irgendwer-sucht-Irgendwas-das-mit-

Super-beginnt-Fernsehshows.

  Fekters Asylpolitik und Straches Politik im Allgemeinen.

  SUVs als Fluchtfahrzeuge für krisengebeutelte 

Urbanmenschen.

  Burn-Outs.

5 Dinge, die ich im nächsten Jahrzehnt 
keineswegs missen möchte:

 Unabhängige Medien. 3sat.

  Frittatensuppen.

 Intelligenz.

 Open-Air-Konzerte. Zum Beispiel in der Arena.

  Grün. Im Sinne von Natur. Und im Sinne einer 

Geisteshaltung.

Und sonst?
  Weniger Salz streuen, mehr Scrabble spielen, weniger Hennen 

essen, mehr herumspazieren, weniger fernsehen, mehr mini-

golfen, weniger reden, mehr tun. 
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Der Mullah in der Videothek: Spielfi lme thematisieren die Zeitehe
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Bock for President!

«Wenn ich nicht mehr kann», 
wird die Wiener Flüchtlingshelfe-
rin Ute Bock im Abspann dieses 

Films sagen, «möchte ich eine 
gütige Straßenbahn erwischen, 
die mich zusammenführt.» Ei-
ner entschiedenen Handbewe-
gung folgt ein spitzes Lachen. 
Verdichtete Bilder wie dieses gibt 
es in Bock for President zuhauf. 
Da überlagert sich einiges: gren-
zenlose Hilfsbereitschaft  und die 
permanente Überlastung der ei-
genen Möglichkeiten. Psychischer 
Dauerstress und rauer Humor. 
Schließlich die dramatischen De-
fi zite staatlicher Migrationspolitik 
und eine einfache Frau, die die-
se Lücken als höchstpersönliches, 
schillerndes Zeichen permanent 
signalisiert.
Einen Film über Frau Bock zu 
drehen ist ein gewaltiges Unter-
fangen. Nicht aus logis tischer 
Sicht, das Epizentrum ihrer Ar-
beit lässt sich ganz gut eingren-
zen. In ihrem Vereinsbüro in 
Wien in der Großen Sperlgas-
se arbeitet die Pensionistin fast 
rund um die Uhr, dort über-
nachtet sie oft  auf einem Klapp-
bett. Dass Frau Bock niemals 

Nein sagen kann, weiß jeder, so-
gar sie selbst. Ihr Verein stellt 
hunderten Flüchtlingen Woh-
nungen zur Verfügung, versorgt 
Menschen, die plötzlich vor der 
Türe stehen: Nach Hungerstreiks 

einfach entlassen, in der Bun-
desbetreuung nicht mehr erfasst, 
verängstigt vor Behörden oder 
schlicht verzweifelt. Für einen 
kleinen Betrieb, für eine rastlose 
Frau, kaum zu bewältigende Auf-
gaben. Eine Welt voller unsicht-
barer Schicksale, dramatischer 
Biografi en, kaum verständlicher 
Rechtsnormen, spontaner Ent-
scheidungen.
Das in einen Film zu packen, ist 
kein Leichtes. In Bock for Presi-
dent ist es nicht immer einfach, 
sich zurechtzufi nden. Menschen 
kommen und gehen, oft  ano-
nym, nur mit biografi schen Spu-
ren versehen, Schauplätze wech-
seln unvermittelt, manches lässt 
sich erahnen, Szenen verstören 
durch ihre Uneindeutigkeit. Da-
zwischen Frau Bock, auf Soli-
daritäts-Festen, auf Besuch bei 
Familien, eingegraben in ihrem 
Büro zwischen wuchernden Pa-
pierbergen. Auch ein paar pri-
vate Einsprengsel mischen sich 
in den Film, Frau Bock erinnert 
sich mit ihrer Schwester an das 

Elternhaus. Die Frage, wer die-
se Frau Bock eigentlich ist, wird 
durch ihr eigenes Tun beant-
wortet. Das Private und das Po-
litische, also ihre Arbeit, lassen 
sich nicht trennen. gun 
Seit 15. Jänner im Kino.

FILM

Schwarz auf Weiß

Günther Wallraff  hat einst als in-
vestigativer Journalist Brisantes 
zutage gefördert. Als türkischer 
Gastarbeiter in „Ganz unten“ 
hat er die Nation durchgerüttelt. 
In „Schwarz auf Weiß“ legte er 
sich nun ein Blackface an und 
mischte sich erneut unter das 
deutsche Volk. Um dessen All-
tagsrassismus bloßzulegen. We-

nig überraschend, wird Wallraff  
fündig. Die Wohnungsvermie-
terin will ihn nicht, die Juwelie-
rin gibt die Golduhr nicht aus 
der Hand. Immerhin geben die 
Nazi-Hools dem falschen Afri-
kaner vor dem Stadion keine 
aufs Aug. Wohl wegen der Po-
lizeipräsenz. Irritierend ist aber 
vor allem Wallraff  selbst: Mit 
der schwarzen Farbe im Ge-
sicht, ausgesuchter Ethnoklei-
dung und einem Verhalten, das 
an Unterschichtsdeutsche aus 
Doku-Soaps erinnert, macht er 
sich selbst rassistischer Zuschrei-
bungen verdächtig. Und liefert 
den besten Grund dafür, den ei-
genen Rassismus refl exartig von 
sich zu weisen. Nichtweiße mit 
Alltagsrassismus-Erfahrung gäbe 
es jedenfalls genug. red

Frau Bock und die Regisseure Allahyari.
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Die derzeitige Form der Globalisierung geht an den 
Menschen vorbei. Einer kleinen Gruppe von GewinnerInnen 
steht eine große Mehrheit von VerliererInnen gegenüber. 
Die "Freiheit" der Investoren geht zu Lasten der sozialen 
Gerechtigkeit, Gesundheit, Umwelt, der kulturellen 
Eigenständigkeit und zu Lasten der Frauen.

Dies ist kein Naturgesetz. Wirtschaft ist für alle da, und sie geht 
uns alle an. Attac zeigt Entwicklungen auf und bietet Alternativen.

Denn Globalisierung braucht Gestaltung.

Bei Interesse schicken wir Ihnen 
gerne Informationsmaterial zu.
Kontakt: E-Mail infos@attac.at, 
Telefon 01/544 00 10

Spielt nicht 
mit dieser Welt!



Chancengleichheit, das ist so etwas wie 
eine Grundvoraussetzung für Demokra-
tien. Gleiche Rechte sind nicht die Beloh-
nung für „Integration“, sondern ihre Vo-
raussetzung. Es geht um Gleichheit vor 
dem Gesetz, politische Gleichheit, soziale 
Teilhaberechte. Was läuft  schief in der Zu-
zugsdiskussion? Dass die Debatte nicht von 
einer republikanischen Konzeption von In-
tegration ausgeht, in der nicht die Herkunft , 
sondern der Lebensmittelpunkt des Men-
schen entscheidend ist. Das Prinzip, dass 
bei gleichen Pfl ichten auch gleiche Rechte 
gelten müssen – ganz an der alten Forde-
rung der amerikanischen Revolution „no 
taxation without representation“ ausgerich-
tet –, begründen so ein Modell der Wohn-
bürgerschaft . EU-BürgerInnen können sich 
jetzt schon daran orientieren. 
Natürlich: Es bleibt das alltägliche Zusam-
men-gegeneinander-leben-müssen, das 
alltägliche Zusammen-gegeneinander-ar-
beiten-müssen, das alltägliche Zusam-
men-gegeneinander-wohnen-müssen, das 
alltägliche Zusammen-gegeneinander-auf-
wachsen-müssen. Es bleibt, dass „Multi-
Kulti“ nicht in den Vorstädten, sondern im 
Restaurant des Zentrums stattfi ndet. Dort, 
wo es nicht um Konfl ikte geht, sondern um 
die Aufh ebung der Langeweile in der Viel-
falt. Dort, im Zentrum der Städte, wo „die 
Fremden“ Leute sind, die man „für die an-
gebotenen Dienste und für das Recht be-
zahlt, diese zu beenden, sobald sie keinen 
Spaß mehr machen“ wie der Soziologe Zyg-
munt Baumann formuliert. Man will die 
Diff erenzen verschlucken, indem man sie 
als Geschmacksunterschiede genießt. 

Die Figur der Toleranz muss hinterfragt 
werden, wenn sie die Macht- und Ohn-
machtsverhältnisse, die es vor Ort gibt, 
nicht ernst nimmt. Was bleibt, ist die Tat-
sache, dass viele Leute nicht in der Lage 
sind, sich auszusuchen, wem sie begegnen 
und für wie lange, und nicht dafür zahlen 
können, dass ihre Entscheidungen respek-
tiert werden. 
Menschen ohne Macht, die die Welt als Fal-
le und nicht als Abenteuerpark erleben. Es 
bleibt, dass Einkommensarmut im selben 
Maße wie sozialer Aufstieg von der jeweils 
besser gestellten Gruppe als Bedrohung in-
terpretiert wird. Es bleibt, dass „Ausländer“ 

als homogene Gruppe dargestellt werden, 
obwohl sie in ihren Lebensstilen gegensätz-
licher, unterschiedlicher und widersprüch-
licher nicht sein können. 
Es bleibt, dass politisch-religiöser Funda-
mentalismus genauso wie die Praxis der 
Sündenbockideologie in Konfl ikt mit einer 
off enen Gesellschaft  stehen. Die sozialen 
Konfl ikte sind mit Gleichberechtigung nicht 
gelöst. Die kulturellen auch nicht. Die Vo-
raussetzung aber wäre geschaff en, dass sie 
unter Gleichberechtigten ausgetragen wer-
den können.

Differenzen verschlucken
Wann kommt das Modell der Wohnbürgerschaft, wie es auf EU-

Ebene bereits existiert, für alle Menschen des Landes? 

EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK

POPULÄRGESEHEN

Martin Schenk ist Sozialexperte 
der Diakonie Österreich

Illustration: Petja Dimitrova
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Der Krieg geht weiter

Das Fragezeichen im Titel des 
Sammelbandes „Dem Krieg ent-
kommen?“ deutet bereits an: Die 
TschetschenInnen, die aus ihrem 
Land fl üchten, um in Österrei-
ch Asyl zu suchen, nehmen den 
Krieg mit. Zwar wurde der 1999 
begonnene zweite Tschetscheni-
enkrieg bereits 2000 von Russland 
als beendet erklärt, doch das Le-
ben in Tschetschenien ist gekenn-
zeichnet von Terror und Gewalt 
unter der Willkürherrschaft  Ram-
san Kadyrows. „Wer sich Kadyrow 
nicht beugen und den islamischen 
Rebellen nicht anschließen will, 
hat in Tschetschenien keine Per-
spektive,“ sagt der Kulturanthro-
pologe Herwig Schinnerl, der ge-
meinsam mit dem Politologen 
Th omas Schmidinger den Sam-
melband herausgegeben hat. 
29 AutorInnen beschäft igen sich 
darin aus unterschiedlichen Per-
spektiven mit der Situation in 
Tschetschenien selbst und der 
der tschetschenischen Flücht-
linge in Österreich. So werden 
beispielsweise Fluchtmotive und 

Leben im Aufnahmeland in Be-
ziehung gesetzt oder die Verände-
rung kultureller Werte durch die 
Flucht untersucht. In Österreich 
leben 20.000 TschetschenInnen, 
die größte Gemeinde in Westeu-
ropa, rund 300.000 Tschetsche-
nInnen haben ihr Land seit 1991 
verlassen. Auch wenn die Men-
schenrechtssituation in Tschet-
schenien nach Einschätzung von 
UNHCR und Amnesty Interna-
tional katastrophal ist, ist die An-
erkennungsquote in Österreich 
von 80 Prozent 2007 auf 33 Pro-
zent 2009 zurückgegangen. Die-
ser Rückgang entspricht einem 
allgemeinen europäischen Trend 
– der Krieg in Tschetschenien 
ist ja offi  ziell zu Ende. Diejeni-
gen, die es schaff en, in Österrei-
ch Asyl zu fi nden, sind mit neu-
en Problemen konfrontiert. „Aus 
Tschetschenien kommen Flücht-
linge, die in ihrer Heimat häufi g 
Repression und Folter ausgesetzt 
waren und psychotherapeutische 
Betreuung benötigen. Hier tref-
fen sie auf Diskriminierung und 
generalisierende Vorurteile,“ so 
Schinnerl. Off enbar fi ndet der 
beendete Krieg in Tschetschenien 
in Österreich für die Flüchtlinge 
eine Fortsetzung. cat

Herwig Schinnerl, 

Thomas Schmidinger (Hg.)

Dem Krieg entkommen?
Tschetschenien und Tsche-
tschenInnen in Österreich
Verein Alltag Verlag, Wr. Neustadt 

371 Seiten, 19,90 Euro

Roma- Diskurse

Rassismus in Zeiten der Krise
21. Jänner 2010 | 16.30 – 20.00 | Tagung
20.30 | Konzert mit Trival, SK

Albert Schweitzer Haus, Schwarzspanierstr. 13, 1090 Wien

Hintergrund 
Anschläge gegenüber der größten Minorität in Europa, den Roma und Sinti, 

haben 2009 dramatisch zugenommen. Die Roma Communities werden als 

vermeintlich Schuldige sozialer und ökonomischer Probleme präsentiert. 

Die Tagung erörtert den Status Quo der Roma in Österreich und unserer 

südosteuropäischen Nachbarländer. Zudem sollen notwendige Schritte zur 

Emanzipation von Roma und Sinti in Europa diskutiert werden.

Tagung 
16.30 – 16.45 Uhr | Eröffnung

Begrüßung: Walter Posch, Direktor des vidc

Zum Programm: Michael Fanizadeh, vidc

16.45 – 18.15 Uhr | Panel 1

Soziale Integration in Zeiten der Krise

Mirjam Karoly, Mitglied des Volksgruppenbeirats für Roma in Österreich

Stanko Daniel, European Roma Rights Centre (ERRC), Slowakei 

Michail Beis, FRA - European Union Agency for Fundamental Rights

Christa Achleitner, Bundeskanzleramt Österreich (angefr.)

Moderation: Cornelia Kogoj, Initiative Minderheiten

18.15 – 18.30 Uhr | Kaffeepause

18.30 – 20.00 Uhr | Panel 2

Verfolgung und kulturelle Identität

Valeriu Nicolae, European Roma Grassroots Organization Network, 

Rumänien

Éva Kovács, Kulturanthropologin, Ungarn

Rudolf Sarközi, Obmann des Kulturvereins österreichischer Roma, 

Vorsitzender des Volksgruppenbeirates der Roma

Iovanca Gaspar, Stadt Wien, MA 17 - Integrations- und Diversitäts-

angelegenheiten

Moderation: Gerhard Baumgartner, Historiker

Konferenzsprachen: Deutsch und Englisch mit Simultanübersetzung

20.00 – 20.30 Uhr | Buffet

Konzert mit Trival, SK

Trival ist eine NGO in Košice, die 

 Bildungsprojekte mit Roma-Kindern und 

Jugendlichen durchführt.  Daraus entstand  

vor drei Jahren die Musikgruppe Trival mit 

dem Ziel, alte slowakische Romalieder neu 

zu interpretieren.  „Wir möchten unsere Gefühle aber auch Probleme zum 

Ausdruck bringen und mit neuen Liedern vor allem ein junges Publikum 

ansprechen“, beschreibt Bandgründer František Eku Mižigár das Projekt. 

Renata Hricková Kraj ň áková – vocals, Silvia Bundová – vocals, 

František Eku Mižigár – vocals,  Marek Horvath – guitar, 

Joseph Žaludek – guitar, Róbert Horváth - bass 

Um Anmeldung wird gebeten: fanizadeh@vidc.org | www.vidc.org

POPULÄRKULTUR



43

Rubriken/MO#17

J osef Friedl ist der wohl bekannteste 
Pfarrer Österreichs. Ein zweifacher 
Tabubrecher: Zeitweise als Protegé von 

Arigona Zogaj engagiert, bekannte er sich 
jüngst auch öff entlich dazu, seit Jahren mit 
einer Frau zusammenzuleben. Seine Anstel-
lung hat er dadurch bislang nicht verloren, 
aber bereitwillig für mehr Off enheit riskiert. 
Skandalisierungen scheinen den tapferen 
Pfarrer aus dem oberösterreichischen Ort 
Ungenach nicht zu entmutigen, schon früh 
bezog der Mann klare Standpunkte. Es war 
im Jahr 1968, als Josef Friedl die Priester-
weihe empfi ng. Im gleichen Jahr erschien 
die Erzählung „Ungenach“, von Th omas 
Bernhard, eines anderen Unbequemen. 
Während der eine Unfreiheit im Internat 
erlebte, schrieb der Andere über beklem-
mende Verhältnisse im selben Ort. Sie hät-
ten sich treff en sollen, bei einem Glas Wein, 
vielleicht. Einer der beiden sagte über Ös-
terreich: „Der geistige Horizont ist so klein 
wie das Land selbst.“ Das war ausnahms-
weise nicht Bernhard. 
Als die Not groß war, gewährte Friedl der 
Oberösterreicherin aus dem Kosovo, Ari-
gona, „Kirchenasyl“. Er unterstützte sie, ge-
meinsam mit seiner Lebensgefährtin, psy-
chologisch und menschlich und mischte 
sich auch leise in die Politik ein. Dabei soll 
es doch die ÖVP gewesen sein, die den 
heute 66-Jährigen um seine Dienste gebe-
ten hatte. Als Arigona untertauchte und 
mit Selbstmord drohte, war das für Gün-
ther Platter unbequem. Dabei habe dem 
damaligen Innenminister der Apfelstrudel 
im Ungenacher Pfarrhof gemundet. Leider 
konnte er sich später daran nicht mehr er-
innern. Als Stimmung gegen Arigona ge-
macht wurde, wurde auch jeder Kontakt zu 

Friedl abgestritten. Friedl selbst weiß: Plat-
ter hat sich persönlich mehrmals bei ihm 
bedankt. Die Vergesslichkeit der Parteigran-
den hat den Pfarrer verletzt. Er bezweifelt, 
dass ÖVP-PolitikerInnen ihm jemals wieder 
in die Augen schauen können. 

Große Leistung
Der Behördenbeschluss, die psychisch ange-
schlagene Mutter und ihre Kinder abzuschie-
ben, hat Pfarrer Friedl schockiert. Tatsächlich 

hatte er, so Friedl, mit mehr Menschlichkeit 
gerechnet und prompt von Maria Fekter ge-
fordert, ihre ministeriellen Möglichkeiten 
zur Durchsetzung des humanitären Bleibe-
rechts zu nutzen. 
Ob Wirtschaft sfl ucht legitim ist, war für den 
Kirchenmann nicht entscheidend. Wie jeder 
Mensch hätten auch die Zogajs eine Sehn-
sucht nach einem besseren Leben. Dass die 
„rehäugige“ Arigona (© Fekter) das pas-
sende „Bambi“ der Medien war, schutzlos 
und verzweifelt, konstatiert Friedl retro-
spektiv etwas bitter – für die fünf Asylwer-
ber aus der Mongolei, die der Priester im 
Pfarrhof aufgenommen hat, spricht kaum 
jemand. Tatsächlich ist die große Leistung 
des katholischen Sozialarbeiters, dass er 
über die Dorfgrenzen hinaus einem Land 
aufgezeigt hat, wie menschenverachtend po-
litische Praxis aussehen kann. 
Friedl, selbst Sohn armer Kleinbauern, die 
mit ihrem schmalen Einkommen den Be-
such des Priesterseminars in Linz fi nan-
zierten, weiß, was Not und Armut bedeutet. 
In Ungenach, wo es auch einen Th omas-
Bernhard-Platz gibt, ist Friedl nicht unum-
stritten, aber er wird respektiert. Besser: 
Er weiß sich, auch mal mit einer Drohung, 
den Segensspruch zu verweigern, Respekt 
zu verschaff en. Für sein Bekenntnis, eine 
langjährige Beziehung mit einer Witwe zu 
haben, die vor 25 Jahren sein Haus zur Seel-
sorge aufsuchte, hat er mit dem Verlust des 
Amtes als Dechant bezahlt. FPÖ-Chef Stra-
che zeigte ihn wegen seines Engagements 
für das oberösterreichische Flüchtlings-
kind wegen „Schlepperei“ an. Arigona, eben 
vom Wochenmagazin „profi l“ zum „Mensch 
des Jahres“ erkoren, hat, das sei gesagt, bei 
einem ebensolchen Schutz erhalten.

SPOTLIGHT

Allein mit Gottes Segen
Er unterstützte Arigona Zogaj auf Wunsch der ÖVP. Als diese ihren Kurs 
änderte, half er dennoch weiter. Gemeinsam mit seiner Lebensgefährtin. 

So ist er eben: Pfarrer Josef Friedl.

TEXT: NINA WITJES

Pfarrer Friedl: ein Mensch des Jahres. © Florian Klenk



Wie lange können wir 
uns Reiche noch 
leisten?
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UMwelt 
SOzial 
BESSER
Nicht oft werden Anliegen 
von Umwelt- und Sozialor-
ganisationen gemeinsam 
gedacht. Mit einer „Wende-
Broschüre“ und einer Kon-
ferenz im November stellten 
sich die Mitgliedsorganisa-
tionen von Armutskonferenz 
und Ökobüro dieser Aufga-
be. Die Broschüre ist auf 
der Website von SOS Mit-
mensch erhältlich. www.so-
smitmensch.at/stories/2478 

Smash the  
borders im  
Planetarium
400 FreundInnen von SOS 

Mitmensch tanzten am 11. 

Dezember bis in die frühen 

Morgenstunden.  Die Men-

schenrechtsorganisation hat-

te geladen, um unter massiver 

Zuhilfenahme von Wiener 

Clubgrößen das Planetari-

um in Schwingung zu verset-

zen und die Festung Euro-

pa zum Einsturz zu bringen. 

Der Abend brachte auch rund 

1000 Euro an Spenden.

Meet and  Greet 
für  Kolportage-
Projekt
Bei einem Meet-and-Greet im 
Wiener Ragnarhof präsen-
tierte SOS Mitmensch das 
neue Kolportageprojekt. In-
teressierte hatten die Gele-
genheit, die Mitwirkenden 
des Projekts kennen zu ler-
nen. Bei afrikanischen Le-
ckereien und Musik von DJ 
Cram wurde bis in die Mor-
genstunden gefeiert. Mehr 
unter www.kolportage.sos-
mitmensch.at

SOS MITMENSCH

Am 15. Jänner verlieh SOS Mitmensch Elias 
Bierdel den Ute-Bock-Preis für Zivilcourage. 
In der Begründung hieß es, dieser habe „mit 
seinem Kampf gegen das Sterben im Mittel-
meer den Finger in eine klaff ende Wunde des 
Kontinents gelegt und uns deutlich gemacht, 
dass Europas Vision von Freiheit und Men-
schenrechten an den Grenzen zu Grabe ge-
tragen wird.“ Bierdel habe unerbittlich auf 
die Einhaltung menschenrechtlicher Stan-
dards bestanden und auch nicht klein bei-
gegeben, als plötzlich das Ansehen seiner 
eigenen Person sowie seine wirtschaft liche 
Existenz auf dem Spiel standen. 

Am 7. Oktober 2009 wurde der gebürtige 
Berliner Bierdel in Sizilien vom Vorwurf 
der Schlepperei freigesprochen. Er war an-
geklagt worden, im Jahr 2004 im Mittel-
meer 37 Flüchtlinge in Seenot gerettet zu 
haben. 
Dass sein Freispruch mit einer europawei-
ten Solidaritätswelle in Zusammenhang 
steht, zeigt sich am Umstand, dass im No-
vember zwei tunesische Fischer wegen ähn-
licher Vorwürfe zu zweieinhalb Jahren Haft  
verurteilt wurden. Insofern steht zu be-
fürchten, dass die zuständige Staatsanwalt-
schaft  gegen das Urteil berufen wird. Die 

Berufungsfrist endet – je nach schrift licher 
Ausfertigung des Urteils – möglicherweise 
erst im April. 

WAS WURDE EIGENTLICH AUS….

...Elias Bierdel?

Rubriken/MO#17

Völliges Versagen warfen fünf NGOs der 
Bundesregierung in einer gemeinsamen 
Pressekonferenz  zur Krisenbekämpfung 
Anfang November vor. Die Armutskonfe-
renz, Attac, Global 2000, die Katholische 
ArbeitnehmerInnenbewegung sowie SOS 
Mitmensch kritisierten, dass die Politik zu 
eindimensional auf die Krise reagiere. Die 
Organisationen fordern ein drittes Kon-
junkturpaket, um einen ökologischen, so-

zialen und demokratischen Systemwechsel 
einzuleiten. Noch schlage sich der Auf-
schwung nicht in sinkenden Arbeitslosen-
zahlen nieder. Eine Sanierung der Krise auf 
Kosten des unteren Einkommenssegments 
droht. Demgegenüber fordern die Initiati-
ven einen maßgeblichen Beitrag der Verur-
sacherInnen der Krise: „Der Finanzbereich 
konnte dermaßen aus dem Ruder laufen, 
weil die Allgemeinheit die Kontrolle über 

eine kleine Minderheit, die zockt, verloren 
hat. Und wir müssen uns diese demokra-
tische Kontrolle zurückholen.“ Die NGOs 
fordern, dass über Vermögenssteuern Inve-
stitionen getätigt werden, die sowohl kon-
junkturwirksam als auch nachhaltig sind. 
Th ermische Sanierung, eine Bildungsmilli-
arde und der Ausbau des Pfl egesektors wer-
den als Beispiele genannt. 
http://oe1.orf.at/inforadio/115565.html

WAS WURDE EIGENTLICH AUS….

…der Krise?

TEXT: PHILIPP SONDEREGGER

SOS Mitmensch verleiht Elias Bierdel den Ute Bock-
Preis für Zivilcourage © Philipp Sonderegger
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NGOs sind aus meiner Sicht unverzichtbare Partne-
rInnen der Politik. Der gesamte Th emenbereich der 
Integration ist dafür ein zentrales Beispiel. Eine ver-
nünft ige und effi  ziente Integrationspolitik, die auch 
bei den Menschen ankommt, braucht konstruktiv 
kritische Auseinandersetzung. NGOs haben ja ge-
rade auf der Ebene der praktischen Integrations-
arbeit, der Arbeit mit den Menschen und für die 
Menschen eine hohe Expertise. Keine Politik, die 
sich ernsthaft  mit Integration als Herstellung von 
Chancengleichheit beschäft igt, kann es sich daher 
leisten, auf NGOs als PartnerInnen zu verzichten. 
Wien sieht Vielfalt jedenfalls als Chance, als Poten-
zial für eine sichere und sozial gerechte Zukunft . 
Deswegen ist für Wien die Zusammenarbeit mit 
den NGOs eine conditio sine qua non.
Ich bedaure es in diesem Zusammenhang daher sehr, 
dass auf Bundesebene, auf Seiten des Innenministe-
riums die Uhren anders gehen. Eine ernsthaft e Aus-
einandersetzung mit den NGOs und vor allem mit 
ihrer Expertise fi ndet nicht statt. Ihre Kritik an der 
Asyl-, Zuwanderungs- und Integrationspolitik wird 
permanent vom Tisch gewischt, bestenfalls als lästig 
empfunden. Übrigens gilt das auch für die Kritik der 
Länder und Gemeinden am „Law & Order“ Kurs der 
aktuellen Innenministerin. Wie ich generell der Mei-
nung bin, dass die Zuwanderungs- und Integrations-
agenden im Innenministerium nicht gut aufgehoben 
sind. Diese permanente Vermengung von Zuwande-
rung und Kriminalität unterstützt in Wahrheit nur 
die Verhetzungspolitik der FPÖ.             
Zukunft sorientierte Migrations- und Integrations-
politik hingegen setzt den Diskurs nicht nur mit der 
Wissenschaft , sondern eben insbesondere auch mit 
NGOs voraus. Ich möchte in diesem Kontext daher 
nochmals unterstreichen, dass das auch die Linie der 
Wiener Integrationspolitik ist. In diesem Zusammen-
hang möchte ich kurz auf das Wiener Integrations-
konzept eingehen. Das Fundament dieses Konzeptes 
lautet: Zuwanderung muss klar und transparent gere-

MO#16/Rubriken

ZUR PERSON

Sandra Frauenberger
Sandra Frauenberger ist seit 2007 
SPÖ-Stadträtin für Integration, 
Frauenfragen, Konsumentenschutz 
und Personal in Wien. Sie ist seit 
2001 Mitglied des Wiener Land-
tages und Gemeinderates. Als Vor-
standsvorsitzende des Wiener 
ArbeitnehmerInnen- Förderungs-
fonds (WAFF) beschäftigte sie 
sich verstärkt mit Frauenpolitik.

ANDERE ÜBER ...

Illustration: 
Petja Dimitrova

NGOs und Politik – 
Partner oder Gegner?
NGOs sind unverzichtbar, meint Wiens Stadträtin für Integration. 
In Wien hält sie die Beziehungen für gut, aber ausbaufähig.

gelt und unabdingbar an Integrationsmaßnahmen ge-
koppelt werden. Dafür hat Wien im übrigen die Zu-
wanderungskommission ins Leben gerufen, der nicht 
nur namhaft e Migrationswissenschaft erInnen, son-
dern auch VertreterInnen der NGOs angehören.  Es 
hat weiters vier Eckpfeiler: „Sprache“, „Bildung & Ar-
beit“, „Zusammenleben“ und „Messbarkeit“. Das Dach 
bildet ein breites Bündnis für Integration und gegen 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Vor allem im 
Hinblick auf dieses breite Bündnis aber auch für ein 
friedliches Zusammenleben ist es entscheidend, dass 
alle relevanten AkteurInnen an einem Strang ziehen! 
Uns geht es als Stadt dabei ganz stark darum, die Wie-
nerinnen und Wiener miteinander in den Dialog zu 
bringen. Und da haben gerade die NGOs eine wich-
tige Brückenfunktion. 
Wir brauchen in dieser Stadt, in diesem Land jeden-
falls ein integrationsfreundliches Klima, ein Klima, 
in dem Angst keine Chance hat. In einem breiten, 
starken Bündnis Haltung für Zivilcourage und So-
lidarität zu zeigen, ist in Wahrheit auch die einzig 
wirksame Strategie gegen rechts. Für mich gibt es 
daher keine Alternative zu einer intensiven Zusam-
menarbeit von Politik und NGOs. Nur gemeinsam 
wird es gelingen, auch breite Teile der Bevölkerung 
für diesen Weg zu gewinnen.  
In Wien ist diese Kooperation zweifellos eine gute, 
sie ist aus meiner Sicht aber noch ausbaufähig. Hier 
müssen wir, damit meine ich Stadtpolitik und NGOs, 
vielleicht noch die eine oder andere Berührungsangst 
abbauen, den einen oder anderen Schritt noch näher 
aufeinander zugehen. Ich bin davon überzeugt, dass 
wir das schaff en, wenn beide Seiten Kritikfähigkeit 
haben, die Politik ebenso wie die NGOs. Aus meiner 
Sicht und aus Sicht jener Bewegung, zu der ich ge-
höre, zu der ich mich bekenne, stehen wir jedenfalls 
in einem Punkt auf der selben Seite: Im Eintreten für 
eine sozial gerechte, solidarische und zivilcouragier-
te Gesellschaft   und gegen Menschenhetze, Hass so-
wie das ewig Gestrige!   
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MO – Im entscheidenden Augenblick
das richtige tun!
Menschenrechte gehen uns alle an.
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